
Nach wie vor ist kein Licht 
am Ende des Krisen-Tun-
nels zu sehen. Die oh-
nehin traditionell über-
triebenen Wirtschafts-
prognosen der „Exper-
tInnen“ sagen für 2016 
weitere Stagnation vor-
aus. Die Wirtschaftskri-
se zieht Österreich im-
mer mehr in ihren Bann 

– und es kann jederzeit 
noch schlimmer werden. 
Die Bosse werden, um 
ihre Profite zu sichern, 
immer aggressiver. 

Die „Arbeitgeber-Allianz“ 
verkündet das Ende des 

„Abtauschs nach Sozial-
partner-Art“. Ihrer For-
derung nach einer Sen-

kung der Lohnneben-
kosten kam die Regie-
rung bereits nach: 1 
Milliarde soll dabei ein-
gespart werden – das 
sind nichts anderes als 
brutale Kürzungen bei 
Gesundheit, Familie und 

Sozialem! Die Geschenke 
an die Bosse werden na-
türlich keinen einzigen 
Arbeitsplatz schaffen. 

Um davon und von weite-
ren Sparmaßnahmen ab-
zulenken, hat man an-
dere Sündenböcke ge-
funden: erwerbstäti-
ge Frauen, Flüchtlinge 
und ältere Arbeitneh-
merInnen sind laut Wirt-
schaftsforschungsinsti-
tut WIFO schuld an der 
hohen Arbeitslosigkeit 

– es gäbe nicht zu wenig 
Jobs, sondern zu viele, 
die arbeiten wollen! Kein 
Wunder bei sinkenden 
Löhnen und steigenden 
Mieten!

Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn- und Per-
sonalausgleich würde auf 
einen Schlag hunderttau-
sende sichere Jobs schaf-
fen. Doch das würde die 
Profite der Reichen an-
greifen und steht deswe-

gen nicht auf der Liste 
der Regierung. Diese ver-
schärft nicht nur den Zu-
gang zu Sozialleistungen, 
sondern auch das Asyl-
recht. So soll das Szenario 
der „belagerten Festung“ 
Österreich geschürt wer-
den, deren BewohnerIn-
nen vor dem „äußeren 
Feind“ Angst haben und 
sich bloß nicht gegen die 
eigenen BurgherrInnen 
wehren sollen. 300 Milli-
onen wurden über Nacht 

für einen Grenzzaun, der 
niemandem etwas bringt, 
locker gemacht – Geld, 
das für Bildung und Sozi-
ales nicht da war! Die Rei-
chen wollen ihre Privile-
gien schützen und spielen 
Flüchtlinge und Österrei-
cherInnen gegeneinander 
aus. Lassen wir das nicht 
zu! Kämpfen wir gemein-
sam für Umverteilung 
und Jobs, Wohnungen 
und Bildung für alle!

	 Sebastian Kugler

Die SLP fordert: 

FF Kampf gegen jede 
Kürzungsmaßnahme!
FFWiderstand gegen 
rassistische Hetze 
und Gewalt!
FF Geld für Bildung, 
Gesundheit und 
Soziales statt für 
Mauern und Zäune!
FF Holen wir uns das 
Geld bei den Reichen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

ÖsterreicherInnen geht es 
nicht besser, wenn es 
Flüchtlingen schlechter geht!

Schwarz-Blau:  Jobs gefährdet
ÖVP und FPÖ führen in Oberösterreich den Spar-
kurs ihrer Vorgängerregierung fort und berei-
ten neue Kürzungen vor. Neben Geldern für Kul-
tur und Bildung sind Tausende Arbeitsplätze vom 
schwarz-blauen Sparwahn bedroht. Dazu sollen 
rassistische Maßnahmen die Bevölkerung spalten. 
Was bedeutet das neue Sparpaket und wie kann 
Schwarz-Blau bekämpft werden? 	                 Seite  2

Jeremy Corbyn & die Labour Party
Corbyns Sieg überrascht die Labour-Rech-
te - und kann der Beginn eines Neuformie-
rungsprozesses der Linken sein. Eine gemein-
same Konferenz der Linken in und außerhalb 
der Labour-Party ist notwendig um Strategie 
und Programm zu beraten - und um Schritte 
in Richtung neue ArbeiterInnenpartei vorzu-
bereiten. 		             Seite   12

Schwerpunkt
Beim Klimagipfel in Paris 
geht’s angeblich darum, 
die Welt zu retten. Doch 
solange die Logik des 
Kapitalismus herrscht, 
kann das nicht gelingen. 
Es braucht sozialisti-
sche Planung.    Seiten 7-10
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Arbeitslosigkeit und Armut 
bekämpfen – 

nicht die Flüchtlinge!
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von Sonja Grusch� Die Gewerk-
schaft ist längst überholt, 
meinen manche. In einer mo-
dernen Gesellschaft mündi-
ger BürgerInnen gar nicht nö-
tig. Informationen kriegt man 
aus dem Internet, einen Mus-
tervertrag auch. Aber den will 

man ohnehin nicht, weil wir ja alles individuell 
selbst ausverhandeln. Und mit den Chefs sind wir 
per Du und zum Geburtstag bringt die Chefin Ku-
chen für alle.

Tatsächlich sind Gewerkschaften nötig wie eh 
und je im Kapitalismus. Weil nämlich die Un-
ternehmen am längeren Ast sitzen wenn wir uns 
nicht zusammenschließen. Weil wir alleine näm-

lich nur über den Tisch gezogen werden. Weil wir 
gemeinsam einfach stärker sind. Simple Wahrhei-
ten. Doch der Zusammenschlusses von Beschäf-
tigten mit gemeinsamen Interessen reicht nicht. 
Wir müssen die Muskeln auch zeigen (also drohen) 
und notfalls auch einsetzen. Also mit der „geball-
ten Faust des Proletariats zuschlagen“: Das bedeu-
tet nicht notwendigerweise eine Massenprügelei 
zwischen ArbeiterInnen und Kapitalisten. Das be-
deutet die Machtmittel zu nutzen, die wir als Ar-
beiterInnenklasse haben: nämlich kollektiv das zu 
verweigern, was die KapitalistInnen von uns brau-
chen: unsere Arbeitskraft. Also zu streiken. Und 
Solidarität zu organisieren für die anderen Op-
fer des kapitalistischen Wahnsinns. Die Gewerk-
schaftsführung verteidigt die Gewerkschaften. 
Doch v.a. um die eigenen Jobs (und auch Privilegi-
en) zu verteidigen. Dabei machen sie die Gewerk-
schaften zu einer Serviceorganisation, die faule 
Kompromisse zu Erfolgen hochstilisiert und sich 
im Beruhigen einer zu Recht aufgebrachten Basis 
perfektioniert. Ja, wir brauchen Gewerkschaften 
angesichts der immer aggressiveren und frecheren 
Begehrlichkeiten des Kapitals. Doch die müssen 
kämpferisch sein, demokratisch und entschlossen. 
Und das müssen wir von unten durchsetzen, auch 
gegen den Willen der Bürokratie.

In Oberösterreich wird 
FPÖ-Landesrat Haim-
buchner zum stellver-
tretenden Landeshaupt-
mann. Für seine zahlrei-
chen rechtsextremen Ver-
bindungen fehlt hier der 
Platz. Haimbuchner prahlt 
damit, er hätte als Wohn-
landesrat für Verbesserun-
gen wie günstigere Start-
wohnungen gesorgt. Die 
Realität sieht anders aus. 
FPÖ und ÖVP kürzten 2012 
Wohnbeihilfen um bis zu 
100€/Monat – auf Initiative 
von Haimbuchner. Beson-

ders betroffen waren Al-
leinerziehende, Studieren-
de und BezieherInnen der 
Waisenrente. 44 Millionen 
für sozialen Wohnbau ließ 
Haimbuchner im Finanz-
ministerium liegen – ob-
wohl in OÖ 50.000 Woh-
nungen gesucht werden.

Seine Absichten offen-
bart der Landesrat im Buch 

„Mut zur Wahrheit“. Da-
rin wird unter anderem 
die Senkung der Mindest-
pension auf 560€ und das 

„Einfrieren“ der Familien-
beihilfe gefordert.

Haimbuchners Kürzungswahn:
Sparen bei Familien & Wohnen

Wer die FPÖ stark macht, wird sie 
auch künftig nicht bekämpfen

Gewerkschaften:
Daumen rauf
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Der Sieg der Blauen kam 
nicht aus dem Nichts – es 
war die Politik von SPÖ 
und Grünen. 12 Jahre stell-
ten Schwarz und Grün 
die Landesregierung und 
kürzten massiv. Die Spi-
talsreform kostete hun-
derte Krankenbetten, im 
Öffentlichen Dienst gab es 
Reallohnsenkungen, die 
Energie AG wurde teilpri-
vatisiert und die Wohn-
beihilfe sank um 160 Mil-
lionen €. Doch anstatt lin-
ke Opposition zu bilden, 
kürzte die SPÖ mit. Das 

„Chancengleichheitsge-
setz“, mit dem im Sozial-
bereich 25 Millionen € und 
540 Arbeitsplätze verloren 
gehen, kam mit den Stim-
men der SPÖ durch den 
Landtag.Und die SPÖ Linz 
hetzte mit Anti-Asyl Ta-
ferln in FPÖ-Manier. Und 
weil SPÖ und Grün auch 
nicht wirklich anders wei-
termachen werden, sind 
sie weder ein kleineres 
Übel noch ein Bündnis-
partner im Kampf gegen 
die FPÖ und die Politik der 
neuen Landesregierung.

„Gerade in herausfordern-
den Zeiten ist es notwendig, 
Verantwortung zu über-
nehmen.“ So beginnt das 
schwarz-blaue Arbeits-

übereinkommen in Ober-
österreich. Tatsächlich 
übernehmen ÖVP und FPÖ 
Verantwortung – für So-
zialabbau und Rassismus. 
Neben der Fortsetzung der 
schwarz-grünen Kürzun-
gen (Spitalsreform) droht 
das Arbeitsübereinkom-
men mit weiteren „spürba-
ren“ Einsparungen: Nicht 
nur Kultur und Bildung, 
sondern auch Gelder für 
Arbeitsmarkt, größere Bau-

projekte und Energiewen-
de werden betroffen sein. 
50.000 Menschen in OÖ 
sind ohne Job, die Wirt-
schaftslage ist eine Katast-

rophe. Kürzt das Land jetzt 
seine Investitionen, sind 
tausende davon direkt oder 
indirekt abhängige Jobs, 
etwa am Bau und im Ener-
giesektor, in Gefahr.

Mit rassistischen Maß-
nahmen soll die Bevölke-
rung gespalten werden. 
Wohnbeihilfe und Min-
destsicherung bekommen 
nur jene MigrantInnen, die 
länger als fünf Jahre ei-
nen Job haben. Deutsch soll 

Schulsprache sein – auch 
in den Pausen. Statt aus-
reichende Angebote für 
Deutschkurse zu schaf-
fen, werden migrantische 
SchülerInnen schikaniert.

Es gab und gibt bereits 
Widerstand in unterschied-
lichen Bereichen (Pflege, 
Flüchtlingsbewegung, Öf-
fentlicher Dienst). Um diese 
Proteste zusammenzufüh-
ren, sind die Gewerkschaf-
ten gefragt. Ohne kämpfe-
rische Gewerkschaft wer-
den die Proteste verpuffen. 
Die FPÖ beweist nun selbst, 
dass sie keine soziale Alter-
native ist. Doch SPÖ und 
Grüne werden ihre Poli-
tik nicht ändern und sind 
unfähig den Aufstieg der 
Rechten zu beenden. Eine 
neue Partei der Arbeitneh-
merInnen und Jugendli-
chen ist notwendig.	
		  Manuel Schwaiger

Die neue Landesregierung bringt 
tausende Arbeitsplätze in Gefahr 
und plant rassistische Kürzungen.
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OÖ: Die schwarz-blaue Bedrohung
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Dass der Bankensektor in 
der Krise steckt, ist ange-
sichts von Hypo, Volks-
banken und Bankenret-
tung kein Geheimnis. In 

den letzten 20 Jahren wur-
de verkauft, fusioniert und 
spekuliert. Vor allem in 
Osteuropa, wo das öster-
reichische Kapital als ei-
nes der ersten einen Fuß in 
der Tür hatte. Heute geht 
es auch darum, diesen Fuß 
wieder rauszubekommen, 
um die Profite zu sichern.

Ratingagenturen war-
nen schon lange vor den 
Leichen in den Kellern 
der heimischen Banken 

durch das „Ostgeschäft“. 
Moody’s z.B. weist auf die 
Risiken der Bank Austria 
durchs Ostgeschäft hin. 
Standard&Poor’s stuft 

den gesamten österrei-
chischen Bankplatz als 
zunehmend instabil ein. 
Österreich sei zwar re-
lativ „sicher“, aber we-
gen der niedrigen Zinsen, 
der „teuren“ Beschäftig-
ten und weil die KundIn-
nen zuwenig geschröpft 
werden, lässt sich zu we-
nig Gewinn erzielen. Das 
Dilemma lautet: entwe-
der sicher und wenig Ge-
winne für die Eigentümer 

oder hohes Risiko und Ge-
winne. In einem aber sind 
sich beide Agenturen ei-
nig, zur Sicherheit soll fest 
eingespart werden.

Die Unicredit kündigt massi-
ve Einschnitte für die einst 
stolze Bank Austria an. Das 
Filial-Geschäft für die 1,6 
Millionen KontokundIn-
nen wird vielleicht nicht 
verkauft, aber Filialen und 
Beschäftigte stark redu-
ziert werden. Laut Gerüch-
ten wandert das Osteuro-
pa-Geschäft zur deutschen 
Unicredit-Tochter. Kon-
zentrieren will man sich 
auf das Geschäft mit den 

Reichen und „Privatiers“. 
Also das, was die ebenfalls 
zur Bank Austria gehören-
de Schoellerbank macht.

Mehrere tausend Jobs 
sind davon betroffen. Für 
sie heißt das nichts Gutes. 
Denn in noch einem Punkt 
waren sich die Agentu-
ren einig, der österreichi-
sche Bankenmarkt muss 
„bereinigt“ werden. Kon-
kret heißt das, Filialen 
zu schließen und Jobs zu 
streichen. Die Bankenkri-
se soll europaweit auf dem 
Rücken der Beschäftigten 
abgeladen werden. Da wird 
auch der beste Sozialplan 
nichts nutzen, sondern es 
braucht gewerkschaftliche 
Kampfmaßnahmen. Und 
eine echte, demokratische 
Verstaatlichung der Ban-
ken, und zwar nicht nur 
der Bankrotten.	

	 Albert Kropf

Wäre es nach Hitler ge-
gangen, hätte die heimi-
sche Rechte heute ein-
drucksvolle Denkmäler. 
Nach dem „Endsieg“ – 
so der Plan – hätten die 
sechs Wiener Flaktür-
me als marmorverklei-
dete Ruhmeshallen den 
Heldenmythos des teut-
schen Soldaten in alle 
Ewigkeit weitererzäh-
len sollen. Das wollte die 
„Vorsehung“  aber nicht.

Trotzdem müssen die 
Ewig- und Junggestri-
gen auch 70 Jahre nach 
Kriegsende nicht auf ih-
re „Gedenkstätten“ ver-
zichten – von der öffent-
lichen Hand finanziert. 
Z.B. das Grab des „Flie-
gerhelden“ und Para-
de-Nazi Walter Nowotny 
am Wiener Zentralfried-
hof. Zwar legen die FPÖ-
nahen Rechtsausleger 
vom Kameradschafts-
bund über Burschis bis 
hin zu Blood&Honour-
Skins ihre Kränze seit 
2003 an keinem von der 
Stadt Wien bezahlten 
„Ehrengrab“ mehr nie-
der; dafür aber an ei-
nem „Soldatengrab“ – 
und deren Pflege zahlt 
das  Innenministerium 
(BMI). Rund 900 derar-
tige Anlagen werden von 
Bund, Ländern und Ge-
meinden finanziert. Da-
zu kommen fragwürdige 
Förderungen: So wurde 
bis heuer das berüchtig-
te „Ulrichsbergtreffen“ 
vom Land Kärnten mit 
11.000 € gesponsert.

Andererseits setzt das 
offizielle Österreich ger-
ne den Rotstift an, wenn 
es um das Gedenken an 
Opfer und Widerstand 
geht. So kürzte das BMI 
2012 die Pauschale für 
jene Zivis, die als Ho-
locaust-Gedenkdiener 
im Ausland arbeiten um 
10%.

„Private“ Gedenkin-
itiativen sind weitge-
hend auf private Geld-
mittel angewiesen. Wer 
sich die Unterstützerliste 
etwa des Vereins „Steine 
des Gedenkens“ ansieht, 
muss zu dem Schluss 
kommen: Das offiziel-
le Österreich denkt of-
fenbar, „die Opfer sollen 
sich ihre Gedenkstätten 
gefälligst selber zah-
len.“      Alexander Svojtko

Der rechte Rand

Die Filialen der Bank Aus-
tria sollen verkauft wer-
den, weil mit dem „nor-
malen“ Kontogeschäft in 
Österreich nichts zu ver-
dienen sei. Ein Test der 
Arbeiterkammer ergab: 
bei der Bank Austria kos-
tet ein Gehaltskonto mit 
einem weiteren Produkt 
(z.B. Kredit- oder Banko-
matkarte) 175,- Euro an 
Gebühren pro Jahr. Noch 
nicht eingerechnet die 
Zinsen fürs Überziehen 
von 13,25%. Das ist aber 
offenbar zu wenig. 

Die Bank Austria zeigt, 
dass die Zugeständnisse 
der Gewerkschaft keine 
Jobs sichern. In den letz-
ten Jahren wurden rund 
1/3 der Filialen in Öster-
reich geschlossen. Dies 
geschehe zur Sicherung 
des Standortes, hieß es. 
Und jetzt wird auch der 
Rest verkauft. Im 1. Halb-
jahr 2015 lag übrigens 
der Nettogewinn bei 489 
Millionen. Doch Uni Cre-
dit will den Gewinn bis 
2018 auf 6,8 Mrd. Euro er-
höhen.

Die Schließung von Bank 
Austria Filialen ist Teil eines 
größer angelegten Einspa-
rungsprojektes. Laut Mel-
dungen der Nachrichten-
agentur Bloomberg will die 
Unicredit-Gruppe in Itali-
en, Deutschland und Öster-
reich 12.000 Jobs streichen. 
Dabei schreibt der Konzern 
schwarze Zahlen und wirft 
Gewinne ab. Doch im euro-
päischen Bankensektor fin-
det ein „Bereinigungspro-
zess“ statt, dem KundInnen 
und Beschäftigte zum Opfer 
fallen. 	

Nicht gespart wird bei der 
Führungsebene. Bei den 
Gehältern der Topmana-
gerInnen ist Österreich 
im Spitzenfeld. Rund 10 
Banker verdienen hierzu-
lande mehr als eine Milli-
on Euro pro Jahr, manche 
sogar über drei Millio-
nen. Bei der Bank Austria 
kommt noch ein achtköp-
figer Vorstand hinzu, der 
mehrere Millionen kos-
tet, sowie ein 17 köpfiger 
Aufsichtsrat, der eben-
falls einige Millionen ver-
schlingt.

Bankengewinne: Mehr als ein Körberlgeld

Die europäischen Banken machen trotz Krise
Milliardengewinne. Bezahlen müssen 
Beschäftigte und KundInnen.

Wer rettet uns vor den Banken?
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Seit Jahren rumort es im So-
zial- und Gesundheitsbe-
reich: Demos in Oberöster-
reich, Plattform 25 in der 

Steiermark, Initiativen wie 
„Sozial aber nicht blöd“ 
und CaREvolution/CARE 
Revolution. KollegInnen 
sind auch bereit, zu strei-
ken: bei den Kindergärten 
in Salzburg und Oberöster-
reich bzw. im Psychosozia-
len Dienst. Die Ergebnis-
se der jährlichen Verhand-
lungen entsprechen zwar 
dem sozialpartnerschaft-
lichen Einklang, aber we-

der der Stimmung der Kol-
legInnen noch ihren Be-
dürfnissen. Löhne/Gehäl-
ter decken bestenfalls die 

Inflation ab und der Per-
sonalengpass wird nicht 
kleiner.

Der Bereich wird von 
vier Gewerkschaften ab-
gedeckt, fast überall laufen 
bereits die Verhandlungen. 
Für die Arbeitgeber ist die 
Ausgangsposition für kom-
mende Kürzungen güns-
tig. Alle relevanten Wahlen 
sind geschlagen. „Refor-
men“ und Sparpakete sind 

auf dem Weg. Antworten 
auf Rekordarbeitslosigkeit, 
Flüchtlingswelle und die 
damit verbundene Mehr-
arbeit oder enorme Über-
arbeitung sucht man ver-
gebens. Alleine am Wie-
ner Hauptbahnhof ent-
sprach die ehrenamtliche 
Arbeit der letzten Wochen 
750 Vollzeitjobs. Diese und 
noch mehr Stellen müs-
sen Bund und Länder end-
lich als ordentlich bezahlte 
neue Jobs aufstellen! Doch 
solche Forderungen feh-
len. Beim Protest der Ele-
mentarpädagogInnen in 
Wien waren die Teilneh-
merInnen radikaler als die 
Gewerkschaft und riefen 
„Streik, Streik, Streik“. 
Die Demonstrationen der 
Wiener PflegerInnen wur-
den von der Gewerkschaft 
ignoriert. Die Gewerk-
schaftsführung ist plan-

los bzw. hat Angst, dass 
sie aufkeimenden Protest 
nicht mehr kontrollieren 
kann.

Völlig zurecht erklärt Mi-
chael Gehmacher (Flücht-
lingsbetreuer): „Die vielen 
Aktionen und Streiks ma-
chen klar, dass der Sozial 
- und Gesundheitsbereich 
kämpferisch ist und vie-
le KollegInnen sich wehren 
wollen. Diese Kampfkraft 
muss für die KV-Verhand-
lungen 2015/16 genutzt 
werden.“

Dazu müssen sich die 
unterschiedlichen Bereiche 
vernetzen, durch Betriebs-
gruppen und eine Konfe-
renz von BetriebsrätInnen 
und AktivistInnen. Die Ba-
sis muss über Forderungen, 
weitere Schritte und Ver-
handlungsergebnisse dis-
kutieren und abstimmen.	
		  Moritz Erkl

Aus Betrieb & Gewerkschaft
173 Tage dauerte der 
Streik der Metallarbei-
terInnen 1987/88 bei den 
Krupp Werken im deut-
schen Reihnhausen. So-
mit handelte es sich um 
einen der beeindru-
ckendsten Streiks in der 
Geschichte der BRD. Als 
die Betriebsräte von der 
geplanten Schließung 
des Werkes und der Ver-
nichtung von 6.300 Ar-
beitsplätzen erfuhren, 
ergriffen sie Kampfmaß-
nahmen. Am 27.11.87 
und den folgenden Tagen 
wurde die Arbeit nie-
dergelegt und Tausen-
de gingen auf die Stra-
ße. Am 30.11. fand ei-
ne außerordentliche Be-
triebsversammlung mit 
10.000 TeilnehmerInnen 
statt. In den kommen-
den Monaten wurden 
Demos und Straßenblo-
ckaden zur Normalität. 

Buffets von Aufsichts-
räten wurden gestürmt. 
Nicht einmal die Krupp-
Villa wurde von den 
Protesten verschont.

ArbeiterInnen kont-
rollierten die Produk-
tion und forderten die 
Vergesellschaftung der 
Stahlindustrie. Unter-
stützt wurde der Streik 
durch Solidaritätspro-
teste von KollegInnen, 
aber auch von der loka-
len Bevölkerung. Letzt-
endlich verzögerte der 
Streik die Schließung 
um fünf Jahre und ein 
beachtlicher Sozialplan 
wurde ausgearbeitet. 
Weitere Erfolge wurden 
durch den Verrat der Ge-
werkschaftsspitzen ver-
unmöglicht. Diese igno-
rierte den Streik weitge-
hend und war nicht ge-
willt ihn auszudehnen. 
Dennoch ist er ein wich-
tiges Beispiel dafür, wie 
die ArbeiterInnenklas-
se kämpfen kann. Um 
solche Kämpfe zu ge-
winnen braucht es je-
doch gänzlich andere 
Gewerkschaften: welche 
mit echter (inter-)nati-
onaler Vernetzung, mit 
demokratischen Struk-
turen und z.B. einer 
Führung, die jederzeit 
wähl- und abwählbar 
ist.                    Lukas Kastner

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Werbe-Kollektivvertrag: 
Ohne IST ist  nicht
Im Dezember beginnen die 
Verhandlungen für den 
Werbe-KV. Dieser gilt auch 
für Firmen, die nichts mit 
Werbung zu tun haben 
(diverse Medienbetriebe, 
Wiener Wohnservice etc). 
Grund: Es ist ein günsti-
ger KV, der nicht einmal ei-
ne Erhöhung der IST-Löh-
ne vorsieht. Die Gewerk-
schaftsführung argumen-
tierte am 5.11., sie wolle den 
KV bundesweit durchset-
zen und das gehe leichter 
ohne IST. Außerdem ge-
be es auch Betriebsverein-

barungen wo die KV-Er-
höhung auch als IST-Erhö-
hung gilt. 

Doch im KV sind auch 
Firmen ohne Betriebsver-
einbarung. Manche Kol-
legInnen haben jahrelang 
keine echte Lohnerhöhung 
erhalten! V.a. sie sind da-
her sauer und kampfbereit. 
Schon 2011 gab es Protes-
te, wo neben einer ordent-
lichen Lohnerhöhung auch 
die IST-Erhöhung im Vor-
dergrund stand. In einigen 
Betrieben erhielten die Kol-
legInnen danach sehr wohl 

die KV-Erhöhung weiter-
gereicht  (allerdings nur in 
Form einer freiwilligen 
Weitergabe). Das zeigt, dass 
Protest fruchten kann! Nö-
tig wären wie 2011 öffent-
liche Protestaktionen bis 
hin zu Kampfmaßnahmen, 
um der Forderung Nach-
druck zu verleihen! Mit ei-
ner kämpferischen Stra-
tegie lassen sich IST, eine 
Reallohnerhöhung und ein 
bundesweiter Geltungsbe-
reich durchsetzen

Eine Mitarbeiterin 
im Medienbereich/Werbe-KV

Ein Schulterschluss zwischen
Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungsbeschäftigten
macht stärker.

Lahme Gewerkschaft –  
kämpferische Basis
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Am 17.10. hielt die rechts-
extreme deutsche Par-
tei „Alternative für 
Deutschland“ in Freilas-
sing an der Grenze ei-
ne Kundgebung ab. Ca. 

1.000 kamen - darun-
ter auch bekannte und 
bekennende Neo-Nazis 
wie Uwe Brunke und Pe-
ter Meindl und ein gro-
ßer Block der Identitä-
ren. Die AfD richtete sich 
gegen das „Asylchaos“. 
Af D-Bezirksvorsitzen-
der Stephan Protschka 
machte klar: "Wir wol-
len es nicht schaffen". Die 
Kundgebung bestand aus 
künstlich in die Länge 

gezogenen Redebeiträgen 
und Einpeitschern gegen 
Linke und „die Lügen-
presse“. Zahlreiche Or-
ganisationen aus Salz-
burg und Bayern, dar-

unter die auch die SLP, 
mobilisierten dagegen. 
Trotz der kurzen Mobi-
lisierungsphase gab es 
kämpferische Stimmung. 

Die Kundgebung der AfP 
wurde lautstark kon-
frontiert, ihr kurzer, ca. 
30 minütiger Demozug 
durch Freilassing konn-
te aber nicht verhindert 
werden. Am Ende der ca. 
dreistündigen Veranstal-

tung attackierten ca. 25 
Rechte sogar 30 verblie-
bene Linke. Insgesamt 
fehlte es an einer politi-
schen Strategie, die da-
rüber hinausging, die 

Rechten mit einem Pfeif-
konzert und „Nazis raus“ 
-Rufen zu empfangen 
und verabschieden. Die 
antifaschistische Kund-
gebung hätte die Hetze 
der Rechten mit sozia-
len Forderungen kontern 
müssen, um dem Rassis-
mus den Boden zu ent-
ziehen. Dafür wird die 
SLP auch weiterhin in 
Salzburg eintreten.	

	 Moritz Bauer

Antifa-Demo in Freilassing

Circa 600 AntifaschistInnen konfrontierten 
eine Demonstration der rechtsextremen AfD.

Nicht nur im Landtag sind 
die Wahlen vorbei, auch 
in den Schulen wurden 
SchülervertreterInnen ge-
wählt. Oft werden die-
se Ämter unpolitisch be-
trachtet, da „sie ja kei-
ne Macht haben“ oder 
„ein Abteilungssprecher 
alleine nichts ausrich-
ten“ kann. Doch durch 
Schwarz-Blau in Oberös-
terreich droht nun ver-
stärkte neoliberale Kür-
zungspolitik und rassis-
tische Hetze. Auch die 
SchülerInnenvertretung 
muss nun politisches Be-
wusstsein für Widerstand 
schaffen. Während meines 
Wahlkampfes in der Schu-
le für das Amt des Abtei-
lungssprechers habe ich 
die sozialen Probleme an-
gesprochen, welche durch 
die Wahl verschärft wer-
den. Auch wenn es keine 
Tradition linker Organi-
sation an der Schule gibt: 
Ich stieß auf sehr viele of-
fene Ohren, die solche Zu-
stände nicht weiter hin-
nehmen wollen. Zentra-
ler Punkt in den Schu-
len sollte der Kampf gegen 
die Kürzungspolitik sein - 
und nicht nur Punkte wie 
kaputte Uhren oder nicht 
funktionierende Toiletten.

Ein weiterer Punkt ist 
der Rassismus in den Schu-
len. Rassismus kann schon 
dabei anfangen, wenn 
zum Beispiel migranti-
sche SchulkollegInnen als 
„Tschuschen“ oder ähnli-
ches bezeichnet werden. 

Es beginnt vielleicht als 
„schwarzer Humor“ unter 
SchülerInnen. Doch schnell 
sehen sich migrantische 
SchülerInnen auch mit ras-
sistischen Beleidigungen 
von LehrerInnen, unter 
dem Deckmantel des „kol-
legialen Unterrichts“, kon-
frontiert. Als ich in meiner 
Schule bekannt gab, dass 
ich als Abteilungssprecher 
kandidiere und mich gegen 
Rassismus einsetze, kam 
sofort ein Sturm an Berich-
ten, wie nicht-weiße Mit-
schüler so genannt wer-
den. Dagegen ist in letzter 
Zeit nicht bewusst vorge-
gangen worden. „Geh, das 
gehört doch zum normalen 
Miteinander“, würden sich 
einige denken. Nein, dem 
ist nicht so. Ein freundli-
ches, lustiges Miteinander 
braucht und verträgt kei-
ne rassistischen oder sexis-
tischen Beschimpfungen. 
Gerade LehrerInnen sollten 
sich dessen bewusst sein. 
Wenn man nichts dage-
gen tut, kann sich der Ras-
sismus in den Schulen aus-
breiten. Wir werden kei-
nen effektiven Widerstand 
gegen die schwarz-blauen 
Kürzungen leisten können, 
wenn wir zu beschäftigt 
sind, uns aufgrund unserer 
Herkunft zu hassen. Daher 
fordere ich, an den Schulen 
den Kampf gegen Rassis-
mus und gegen kommende 
Kürzungen zu unterstüt-
zen!

Peter Hauer, 
Abteilungssprecher

HTL Leonding: Auf 
gegen Rassismus!

AK-Wien: Solidarität 
kennt keine Grenzen
Bei der 165. Vollversamm-
lung wurde ein KOMin-
tern-Antrag angenommen, 
der maßgeblich auf Initia-
tive der SLP entstanden ist.

Im Antrag wird – ein von 
uns eingebrachter Punkt - 
betont: „Wenn das reichs-
te Prozent über ein Vermö-
gen von rund 500 Milliar-
den Euro verfügt, dann ist 
ausreichend Geld vorhan-
den, um Jobs und Wohnun-
gen für alle zu schaffen, um 
in Gesundheit, Bildung und 
Soziales zu investieren, an-
statt zu kürzen. Auch hei-

mische Unternehmen tra-
gen eine Verantwortung für 
die Fluchtursachen, durch 
ihre Geschäfte mit Dikta-
toren, Terrororganisationen 
und Waffenexporte in Kri-
sengebiete.“

Damit die Forderungen 
wie legaler Zugang zum Ar-
beitsmarkt, öffentliches In-
vestitionsprogramm, um 
Jobs für alle zu schaffen, 
usw. auch durchgesetzt 
werden, ist eine offensive 
Kampagne von AK und Ge-
werkschaften notwendig..		
		  > Antrag auf slp.at

Werbe-Kollektivvertrag: 
Ohne IST ist  nicht

Termin des Monats

Dass so viele Menschen weltweit auf der Flucht sind, 
ist das Ergebnis des Imperialismus. Dieses „höchste 
Stadium des Kapitalismus“ zerstört die Umwelt, beu-
tet aus und zettelt Kriege an. Bei diesem Seminar geht 
es speziell auch um die Rolle des österreichischen und 
türkischen Imperialismus und um die historische und 
aktuelle Beziehung von ArbeiterInnenbewegung und 
Migration.
12/13. Dezember 2015 in Wien
Mit einem Sozialisten aus der Türkei
Anmeldung unter slp@slp.at

Fluchtursachen & Imperialismus
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„Islamists not welcome – 
Europe awake!“ Das war 
eine unmissverständliche 
Botschaft rechter Aust-
ria-Wien-Fans bei einem 
Spiel vor wenigen Wo-

chen. Doch viele Fuß-
ballfans teilen diese Sicht 
nicht. Das Engagement 
reicht von Patenschaften 
lokaler Teams mit Flücht-
lingsgruppen, über Spen-
densammlungen bis hin 
zu Gratis-Eintritt für 
Flüchtlinge. 

Manche Clubs prakti-
zieren das schon seit Jah-
ren, wie etwa der Wiener 
Sportklub. Andere haben 
erst vor einigen Monaten 
damit angefangen. Doch 

überall zeigt sich das so-
ziale Element des Fuß-
balls, das bei vielen Fan-
gruppen eine Selbstver-
ständlichkeit ist. Fans 
von Wacker Innsbruck 

etwa laden jedes Jahr Ob-
dachlose zu sich ins Sta-
dion ein. Bei Blau-Weiß 
Linz gibt es seit 2007 eine 
antirassistische Faniniti-
ative. Auch die österrei-
chische Nationalmann-
schaft – die meisten ihrer 
Mitglieder haben Migrati-
onshintergrund – fordert 
„refugees welcome“. 

Doch manche falsche 
Freunde versuchen diese 
Hilfsbereitschaft für sich 
auszunutzen. Allen voran 

das deutsche Boulevard-
blatt „Bild“. Dieses Blatt 
hatte sich einen besonde-
ren Werbegag ausgedacht. 
Die Mannschaften der 
deutschen Fußballligen 

sollten mit einem „Refu-
gees Welcome“ Aufdruck 
auf ihren Trikots auflau-
fen. Nebst „Bild“-Werbe-
logo, versteht sich. 

Längst nicht alle hatten 
darauf Lust. So verwei-
gerten sich die Vereine 
Eisern-Union Berlin und 
FC St. Pauli. Letzterem 
hielt die „Bild“ dann auf 
Twitter vor, Flüchtlinge 
nicht willkommen hei-
ßen zu wollen. Eine Be-

leidigung - denn gerade 
St. Pauli hält seit Jahr-
zehnten antirassistische 
Ideale hoch. Auch ge-
gen die „Bild“, die zu ei-
nem der widerlichsten 
Hetzblätter im deutsch-
sprachigen Raum gehört. 
Folgerichtig zeigten vie-
le Fankurven in den letz-
ten Wochen diesem Or-
gan mit Transparenten 
und Sprechchören die ro-
te Karte. 

Derweil organisieren 
gerade viele kleine Fuß-
ballvereine gelebte Inte-
gration. Der Ball kennt 
keine Sprache. In einer 
wachsenden Zahl von 
Orten spielen Flüchtlinge 
gleichberechtigt im örtli-
chen Verein mit. So sollte 
– und könnte – es eigent-
lich auch in der restlichen 
Gesellschaft laufen.		
		  Christian Bunke
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Alle Jahre wieder (seit 10 
Jahren) beschwört die 
FPÖ den Mythos, es gä-
be in den Wiener Kin-
dergärten keinen Nikolo 
mehr (tatsächlich wird 
gefeiert und die Kinder 
erhalten Geschenke). Es 
gab sogar Unterschrif-
tenaktionen und Initi-
ativen, wie z.B. „SOS-
Abendland“. Die FPÖ 
nutzt es für rassisti-
sche Hetzte: „Wie kom-
men unsere Kinder da-
zu, dass sie aus falsch 
verstandener Rücksicht 
auf muslimische Kin-
der auf die lieb gewor-
dene Tradition des Niko-
laus-Besuchs verzichten 
müssen? […] Christliches 
Brauchtum ist zu erhal-
ten und nicht auf dem 
Altar der Multi-Kulti-
Phantastereien zu op-
fern.“, meinte FPÖ-Ab-

geordneter Weinzinger. 
Insgesamt ist die Frage, 
was Glaubensinhalte in 
öffentlichen Bildungs-
einrichtungen über-
haupt zu Suchen ha-
ben. Doch beschränken 
wir Nikolo & Krampus 
mal aufs Brauchtum. Ein 
fremder Mann schaut in 
sein allwissendes Buch 
(Big Brother!), ob ein 
Kind brav oder schlimm 
war. „Warst du brav [Was 
auch immer das heißt?], 
bekommst du Geschen-
ke. Warst du ‚schlimm‘ 
[?], wirst du bestraft.“ 
Laut Tradition mit 
Schlägen vom Krampus/
Teufel. Das ist eine mit-
telalterliche („schwar-
ze“) Pädagogik, für die 
solche politischen Kräf-
te ja auch stehen. So war 
es Sebastian Kurz (ÖVP), 
der Geldstrafen gegen 
Schulschwänzen vorge-
schlagen hat. Und grad 
von Freiheitlichen gibts 
Positives zur angeblich 
„gsunden Watschn“. So 
sollen die Schäfchen mit 
Zucht & Ordnung, Law 
& Order gedrillt wer-
den. Denn letztlich geht 
es doch immer um Ein-
schüchterung und Un-
terdrückung, ob jetzt 
von kleinen oder großen 
Rebellen.                   	
	                               Jan Millonig

Rote 
Seitenblicke 

Joe Hill: Der Mann, der niemals starb
Vor 100 Jahren, am 
19.11.1915, wurde Joe Hill 
(Joel Emmanuel Hägg-
lund) hingerichtet. Heu-
te lebt er in Liedern wei-
ter und ist zu einer Ikone 
für Linke und ArbeiterIn-
nen geworden. Der jun-
ge Arbeiter aus Schwe-
den suchte Anfang des 20. 
Jahrhunderts sein Glück 
in den USA. Doch wie 
den meisten blieb auch 
ihm der „amerikanische 
Traum“ verwehrt und 
bald schloss er sich der 
Gewerkschaft an. Joe Hill 
verfasste den Soundtrack 

zu Arbeitskämpfen und 
beschrieb in seinen Lie-
dern den leidvollen Alltag 
der ArbeiterInnen. Und 
er war selbst aktiv, spiel-
te z.B. eine führende Rol-
le im Streik in den Silber-
minen von Utah. Daher 
war er der herrschenden 
Klasse ein Dorn im Au-
ge und wurde fälschli-
cherweise wegen Mordes 
angeklagt und zum Tode 
verurteilt. 

Wie viele vor und nach 
ihm wurde er Opfer ei-
ner Justiz, die im Sinne 

der herrschenden Klas-
se agiert. Er wurde wegen 
seiner politischen Aktivi-
tät verfolgt. Klassenjus-
tiz ist kein Relikt der Ge-
schichte - es wird sie so 
lange geben wie den Ka-
pitalismus. Auch heu-
te müssen Arme, Linke, 
GewerkschafterInnen ins 
Gefängnis, während Rei-
che und PolitikerInnen 
frei gehen. Doch Joe Hill 
hat in seinem letzten Brief 
aus dem Gefängnis einen 
Ausweg gezeigt: „Trauert 
nicht, organisiert euch!“	
		  Nicolas Prettner

Viele Fußballfans solidarisieren sich mit Flücht-
lingen. Doch auch Geschäftemacherei ist im Spiel.

Fußball für Flüchtlinge – oder?
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In der Erklärung des Welt-
klimarates der Vereinten 
Nationen von 2006 wurde 
im Kyoto-Protokoll fest-
gestellt, dass die Durch-
schnittstemperatur der Er-
de nicht um mehr als zwei 
Grad Celsius ansteigen dür-
fe. Ansonsten könnte dies 
fatale Folgen auf Umwelt 
und Menschheit haben. 
Dennoch rechnen neun von 
zehn ForscherInnen mit ei-
nem Temperaturanstieg 
von 3-6 Grad Celsius.

Die Ozeane nahmen bis-
her einen großen Teil des 
aus fossilen Quellen stam-
menden CO2 auf. Stei-

gende Wassertemperatu-
ren sowie die bereits er-
folgte Sättigung mindern 
diese Aufnahmefähigkeit. 
An den Ozeanen offen-
bart sich der Klimawan-
del dramatisch. Sie dehnen 
sich aufgrund der zusätz-
lichen Wärme aus. Hinzu 
kommt der Verlust gigan-
tischer Gletschermassen 
(v.a. Grönlands), die einen 

weiteren Anstieg des Mee-
resspiegels sowie eine Än-
derung des Salzgehalts und 
damit der Wasser-Schich-
tungen und Strömungen 
zur Folge haben. Gleichzei-
tig können die Meere im-
mer weniger CO2 aus der 
Atmosphäre binden. Die 
Folge: Übersäuerung. Die 
Erhöhung der Oberflächen-
Temperaturen führt zum 
Aufschmelzen der Perma-
frostböden in den hohen 
Breitengraden. Das setzt 
gewaltige Mengen des dort 
gebundenen Methan-Ga-
ses frei, das äußerst klima-
wirksam ist.

Der Klimawandel ist lei-
der bereits in vollem Gang 
und teils unumkehrbar. 
Dies darf jedoch nicht da-
zu führen, dass man den 
Kampf gegen Ursachen und 
Auswirkungen des Klima-
wandels aufgibt. Die viel-
fältigen Probleme können 
viele Menschen zu ent-
sprechendem Aktivismus 
anspornen. Vom 30.11.-

11.12.2015 wird in Paris 
die 21. UN-Klimakonfe-
renz und gleichzeitig das 11. 
Treffen zum Kyoto-Proto-
koll stattfinden. Dabei soll 
ein neues Klimaschutzpro-
gramm verabschiedet wer-
den. Ein neues, radika-
les Programm zum Klima-
schutz, das die Bedürfnisse 
der Menschen in den Vor-
dergrund stellt und nicht 
Profite, hat also höchste 
Dringlichkeit. In den letz-
ten Jahren haben extreme 
Wetterverhältnisse bereits 
deutlich zugenommen. Na-
turkatastrophen, hervorge-
rufen durch diese, stehen 

förmlich auf der Tagesord-
nung. 

Mit dem Schmelzen der 
Gletscher werden auch 
die Süßwasservorräte der 
Erde immer geringer, ein 
Anstieg des Meeresspie-
gels ist aufgrund des Ab-
schmelzens der Polkappen 
bereits eingetreten. Im-
mer mehr tiefer liegende 

Küstenregionen sind von 
Überschwemmungen be-
troffen, Salzwasser tritt 
ungehindert in die Grund-
wasservorräte ein. Beson-
ders betroffen sind Länder 
wie Bangladesch, Ägyp-
ten, Pakistan, Indonesien 
und Thailand, die alle eine 
große und arme Bevölke-
rung aufweisen. Bei wei-
terem Anstieg des Mee-
resspiegels müssten große 
Teile der dort ansässigen 
Bevölkerung umgesiedelt 
werden oder fliehen. Auch 
die Möglichkeiten Land-
wirtschaft zu betreiben, 
wäre aufgrund des hohen 
Salzgehalts im Boden nicht 
mehr möglich. Eine weite-
re Gefahr für die Küsten-
regionen stellt die Zunah-
me an Hurrikans dar, die 
auch bei geringerer Stär-
ke verheerende Ausmaße 
bei höherem Meeresspiegel 
annehmen können. Doch 
auch Dürreperioden und 
Waldbrände nehmen auf-
grund der Wetterextreme 
zu und bedrohen das Le-
ben von Millionen Men-
schen weltweit. Z.B. in der 
Sahelzone Afrikas, in Chi-
na oder Lateinamerika, wo 
Hunderttausende keinen 
oder nur eingeschränk-
ten Zugang zu Trinkwasser 
haben.

Bei all diesen Ereignissen 
und Krisen sind besonders 
neokoloniale Ländern, in 
denen ohnehin schon hohe 
Armut herrscht, betroffen. 
Die Folgen des Klimawan-
dels verstärken die Prob-
leme jener Menschen, die 
diese Krise nicht verursacht 
haben, nur noch mehr. 
Hunger, Wasserknappheit 
und die Ausbreitung von 
Krankheiten werden für 
viele zum Todesurteil. Dies 
führt zu Fluchtwellen. Auch 
wenn in noch geringerem 
Maß, sind auch wir in Ös-
terreich vom Klimawandel 
bereits betroffen. Alle paar 
Jahre eine „Jahrhundert-
überschwemmung“ oder 
eine Rekordhitzewelle oder 
ein fehlender Winter. Das 
Gleichgewicht ist durchei-
nander. 

Klimawandel ist kein na-
tional oder individuell lös-
bares Problem. Denn es ist 
die Profitgier des Kapita-
lismus, der nicht zögert mit 
Lebensmitteln zu speku-
lieren, die Umwelt zu ver-
schmutzen und Menschen 
auszubeuten, der verant-
wortlich ist. VertreterInnen 
des Kapitalismus, die sich 
in Paris treffen, werden also 
auch keine wirklichen Lö-
sungen finden					

	 Theresa Reimer

In den letzten 20 Jahren haben sich 
Naturkatastrophen wegen des Klima- 
wandels auf 400/Jahr verdoppelt.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Pariser Gipfel: 
Klima-Krise-Kapitalismus

Fußball für Flüchtlinge – oder?
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FFDie 21. UN-Klimakonfe-
renz in Paris ist gleich-
zeitig das 11. Treffen 
zum „Kyoto-Protokoll“, 
einem Vertrag zur 
Regelung der Senkung 
des CO2-Ausstoßes. Seit 
der Unterzeichnung 
1997 galt Kyoto bereits 
mehrfach als gescheitert 
bzw. unwirksam. Viele 
der großen imperialis-
tischen sowie erdölex-
portierenden Staaten 
sabotieren regelmäßig 
entsprechende Anstren-
gungen. Der maximal 
erzielte Minimalkonsens 
solcher Konferenzen 
spiegelt die Hilflosigkeit 
der etablierten Klima-
diplomatie wider. Die 
Pariser Konferenz möge 
eine Kyoto-Nachfolge-
Vereinbarung zum 
Ergebnis haben, welche 
ab 2020 wirksam 
werden soll. Aber 
selbst wenn „Kyoto III“ 
kommen sollte, sind 
wir meilenweit von der 
nötigen CO2-Reduktion 
entfernt.
FFAllein das erklärte Ziel, 
die globale Erwärmung 
bei unter +2°C gegenüber 
dem vorindustriellen 
Niveau zu halten, 
hinkt dem Stand der 
wissenschaftlichen 
Aufarbeitung hinterher. 
Das Problem: der 
Eispanzer Grönlands ist 
deutlich instabiler als 
gedacht. Demzufolge 
legt der aktuelle 
Weltklimabericht nahe, 
dass bereits ab einer 
1°C-Erwärmung mit 
(langfristigem) Total-

verlust zu rechnen ist. 
In den vorangegangenen 
Berichten ging man 
noch von 1,9-4,6°C aus. 
Daraus folgte das „2°C-
Ziel“, welches nunmehr 
überholt ist. Dennoch 
wird auf der alten Basis 
verhandelt und der 
Eindruck vermittelt, 
das wäre ausreichend.
FFLaut „Climate Accoun-
tability Institute“ 
können zwei Drittel 
der CO2-Emissionen 
nur 90 Unternehmen 
zugeordnet werden. Der 
Konflikt um den ekel-
haften Lobbyismus der 
Klimakiller führte 2013 
am Warschauer Gipfel 
zum Eklat. 70 Organi-
sationen boykottierten 
die Schlußsitzung, um 
gegen die unverhohlene 
Einflussnahme von 
Konzernen wie BMW, 
General Motors und 
Alstom zu protestieren. 
Eine Anti-Lobby-NGO 
brachte einen guten 
Slogan ins Spiel: 
„Sperrt die dreckigen 
Unternehmen aus den 
Verhandlungszimmern 
aus!“ Eine künftige 
gemeinsame Aktion aller 
engagierten Organisati-
onen inklusive Wissen-
schafterInnen, die nicht 
im fossil-nuklearen Sold 
stehen, sollte nicht im 
Verlassen des Sitzungs-
saales bestehen, sondern 
in seiner Besetzung, 
um die Klimakiller 
ihrerseits vor der 
Weltöffentlichkeit zum 
Abgang zu bewegen. 

Die wesentlichen Gründe für 
den gegenwärtigen Klima-
wandel sind der (steigende) 
Ausstoß fossilen CO2 durch 
die Verbrennung von Erd-
öl, Erdgas und Kohle so-
wie der Verlust an Waldbe-
stand in den höheren nörd-
lichen Breiten und Tropen. 
Dabei wären die techno-

logischen Möglichkeiten 
klimafreundlichen Wirt-
schaftens verfügbar. Doch 
richtungsweisende Ent-
scheidungen folgen im Ka-
pitalismus nicht berechtig-
ten Wünschen und demo-
kratischen Mehrheiten. Es 
herrschen die besitzenden 
Klassen. Selbst in Ländern, 
in denen formal demokra-
tische Systeme existieren, 
bedeutet eine politische 
Maßnahme keineswegs, 
dass dies die Handlungen 
der Konzerne und wirt-
schaftlichen Strukturen 
ändert. Trotz herzerwär-
mender Reden durch Ob-
ama und UNO-Chef Ban 
Ki-moon: Die herrschen-
den Eliten in ihrer Gesamt-
heit legen gegenwärtig den 
Schwerpunkt vielmehr auf 
Projekte wie TTIP; dem ge-
nauen Gegenteil dessen, 
was nötig wäre.

Ein eindrucksvolles Bei-
spiel der Widersinnigkeit 
herrschender „Klimapo-
litik“ ist das „Erneuerba-
re Energie-Gesetz“ (EEG) 
in Deutschland. Anstatt 
eine echte Energiewen-
de zu bringen, vermit-
telt es den (falschen) Ein-

druck, die Erneuerbaren 
würden Energiekosten er-
höhen. Das EEG ist letzt-
lich staatlich festgeschrie-
bene Umverteilung von 
unten nach oben. Das da-
hinter stehende und wei-
terhin fossil-dominierte 
Subventions-Regime wird 
nicht hinterfragt. Die stei-

genden Energiekosten sind 
Folge der Strommarkt-
“Liberalisierung“ Ende der 
90er sowie dem de-fac-
to-Monopol der vier gro-
ßen Energie-Konzerne am 
deutschen Markt. Den Bä-
renanteil am Anstieg des 
Anteils der Erneuerba-
ren haben unzählige Men-
schen, die sich engagieren 
und v.a. im Bereich Solar-
anlagen mutige Schrit-
te setzen. Demgegenüber 
verhöhnt die Politik der 
großen Energiekonzerne 
all diese Anstrengungen.

Die Triebfeder zur vor-
geblichen „Energiewen-
de“ für Teile des deutschen 
Kapitals ist die Verbesse-
rung der eigenen Positi-
on im „globalen Wettbe-
werb“ und künftige „Ener-
gie-Unabhängigkeit“. Der 
Horizont von Merkel & Co. 
endet bei den Bilanzen der 
führenden deutschen so-
wie in Deutschland ope-
rierenden Unternehmen. 
Und als Diener ihrer Her-
ren kann und will die (ka-
pitalistische) Regierung 
wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Interessen 
nicht in Einklang bringen.

Wenn Konzerne Hirn-
schmalz einbringen, dann 
um zu betrügen – wie beim 
VW-Abgas-Skandal. Ei-
ne geheime Software er-
kennt Testsituationen, um 
ein Spezialprogramm in 
der Abgasnachbehand-
lung zu starten, wodurch 
die Stickoxid-Emission im 
Grenzwert gehalten wird. 
Im alltäglichen Betrieb 
wird jedoch bis zum 40-fa-
chen ausgestoßen! Zu ge-
nau solch kriminellem Ver-
halten führt uns die vielge-
priesene „Konkurrenz“ im 
Kapitalismus. Auch auf der 
Ebene der Politik bleibt von 
der Illusion Grüner Partei-
en in den „freien Markt“ 
nur ein Scherbenhaufen: 
Ökosteuern sind Massen-
steuern und somit unsozi-
al, während im Emissions-
handel gerade mal CO2-
Pakete hin- und herge-
schoben werden.

Die nationalstaatliche 
Zwangsjacke ist wesent-
liches Merkmal des Kapi-
talismus und zementiert 
beim Klimawandel die 
strukturelle Hilflosigkeit. 
Die entscheidenden Ebe-
nen wirtschaftlichen Han-
delns sind demokratischen 
Vorgängen entzogen. Un-
ternehmen erpressen not-
falls die Gesellschaft („Ab-
wanderung“), und werden 
dies tun, solange keine in-
ternational wirksame Pla-
nung von Ressourcen, Be-
darf, Produktion und Ver-
teilung stattfindet. Die in-
ternationale Arbeitsteilung 
benötigt eine völlig ande-
re Eigentums-Struktur so-
wie politische Gliederung. 
Kurzum: ohne Bruch mit 
dem Kapitalismus ist Kli-
maschutz eine symboli-
sche Angelegenheit. Oh-
ne vollständiger Vergesell-

Zahlen und Fakten
zur Weltklimadiplomatie

Weit über 90% des gegen-
wärtigen Klimawandels sind 
von Menschen gemacht.

Klimakatastrophe 
ist Ergebnis des 
kapitalistischen 
Profitsystems
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Das Verhältnis zwischen Mensch und Natur ist funda-
mentaler Bestandteil marxistischer Theorie. „Arbeit“ 
ist bei Marx die gesellschaftliche Tätigkeit, durch die 
der Mensch seine Umwelt (v.a. die Natur) verändert. 
Das bringt aber auch eine Veränderung des Menschen 
mit sich. Dies beschreibt Marx als „Stoffwechsel“. 
1865, im ersten Band des „Kapital“, analysiert er: „Mit 
dem stets wachsenden Übergewicht der städtischen 
Bevölkerung, die sie in großen Zentren zusammen-
häuft, häuft die kapitalistische Produktion einer-
seits die geschichtliche Bewegungskraft der Gesell-
schaft, stört sie andrerseits den Stoffwechsel zwi-
schen Mensch und Erde“ . Wie der US-Marxist Foster 
herausarbeitete, beschreibt Marx hier einen „metabo-
lischen Bruch“ (Metabolismus = Stoffwechsel): Die ka-
pitalistische Produktionsweise hat so stark in natürli-

che Abläufe eingegriffen, dass als Reaktion die Exis-
tenz der Menschheit auf dem Spiel steht.

SozialistInnen fordern, wirtschaftliche Abläufe zu 
planen, um den Stoffwechsel zwischen Mensch und 
Natur unter Kontrolle zu bekommen und die gegen-
seitige Vernichtung aufzuhalten. Eine geplante Wirt-
schaft ist alles andere als utopisch. Jeder kapitalisti-
sche Betrieb plant. Internationale Firmen haben weit-
reichende Planungsmethoden entwickelt - jedoch nur, 
um auf betrieblicher Ebene kurzfristig Profite zu re-
alisieren. Die Input-Output-Analysen des sowjeti-
schen Wirtschaftswissenschafters Leontieff brachten 
ihm zwar den Nobelpreis - ihr Potential, wirtschaft-
liche Abläufe zu planen, wurde jedoch weder von ihm 
noch von der stalinistischen Bürokratie voll erkannt. 
Die Allende-Regierung experimentierte ab 1971 bis 
zum Pinochet-Putsch mit einem „sozialistischen In-
ternet“: „Cybercyn“ koordinierte 12 der 20 größten 
Unternehmen Chiles und machte eine effektive Steu-
erung der Abläufe möglich – obwohl es in ganz Chile 
nur 50 Computer gab (vgl. Eden Medina: The Cybercyn 
Revolution, in: Jacobin Nr.17). Die schottischen Öko-
nomen Cockshott und Cottrell entwickelten die Ide-
en wirtschaftlicher Demokratie in den 1990ern in dem 
Buch „Alternativen aus dem Rechner. Für sozialisti-
sche Planung und direkte Demokratie“ anhand neu-
erer Technologien weiter. Kaum auszumalen, welches 
Potential mit den heutigen Mitteln des Internets exis-
tiert! Die technischen Möglichkeiten sind also da – es 
braucht soziale Kämpfe, um sie den gesellschaftlichen 
Notwendigkeiten anzupassen. Durch einen Bruch mit 
der kapitalistischen Logik, dem Erkämpfen von Arbei-
terInnenverwaltung und die Überführung der Schlüs-
selsektoren der Wirtschaft in öffentliches Eigentum 
hätten alle Zugang zu den Abläufen und Entscheidun-
gen, die sie betreffen. Planwirtschaft benötigt zwar 
zentrale Koordination, genauso jedoch Kontrolle von 
unten. Diese geschieht durch demokratische Struk-
turen, welche Möglichkeiten und Notwendigkeiten 
erörtern und an die nächste Ebene kommunizieren, 
durch sektorale und regionale Vernetzung der Wirt-
schaft, durch demokratische Gremien, deren Vertre-
terInnen jederzeit abwählbar sind. Das Sammeln zen-
traler Input-Output-Daten ermöglicht die Rahmen-
planung. Motiv wirtschaftlicher Prozesse wäre nicht 
mehr Profit, sondern die Befriedigung der Bedürfnisse 
von Mensch und Umwelt – eine Wiederherstellung des 
Stoffwechsels auf höherer Ebene.  	  

		                Sebastian Kugler

Wirtschaft demokratisch
planen: Es ist möglich!

Marx aktuell

schaftung aller global re-
levanten Energiefirmen 
inklusive demokratischer 
Kontrolle durch Beschäf-
tigte und KonsumentInnen 
wird sich an der Grund-
lage der Klimakatastro-
phe nichts ändern. Klima-
schutz muss mittels Mas-
senbewegungen gegen die 
herrschenden Zustände er-
kämpft werden.

Tatsache ist, dass mit 
der Ausbeutung fossiler 
Energiequellen noch im-
mer Vermögen zu ma-
chen sind. Die mangeln-
de Nachhaltigkeit die-
ser Vorgangsweise küm-

mert die „Eliten“ nicht. 
Es ist das Wesen der Pro-
fitlogik, die gesamtgesell-
schaftlichen und langfris-
tigen Auswirkungen nicht 
über die Bilanz zu stellen, 
sondern zu ignorieren. 
Der Gipfel des Zynismus 
ist das Gerede von „Frei-
heit“, die sich angeblich 
durch fossile Energie er-
gibt. Das bringt uns zu den 
sogenannten „Klimas-
keptikerInnen“. Hierbei 
handelt es sich überwie-
gend um (sehr) wohlha-
bende Männer mit einem 
stark konservativen bis 
rechtsextremen Hinter-
grund. Die Finanzierung 
dieser Szene durch Ener-
giekonzerne ist vielfach 
belegt. In den USA gibt es 
eine „Skeptiker“-Lobby; 
teils als Wurmfortsatz der 
schauerlichen „Tea-Par-
ty“ bei den Republika-

nern. In Österreich wird 
diese Rolle zunehmend 
von der FPÖ übernommen 
und schon mal die Kli-
maerwärmung angezwei-
felt. Im Regierungsüber-
einkommen in Oberöster-
reich steht dann auch das 
Bekenntnis „zu einer um-
sichtigen Umweltpolitik, 
welche auf die Bedürfnisse 
des Wirtschaftsstandortes 
Rücksicht nimmt und die-
sen nicht über Gebühr be-
hindert.“

Aber auch der österrei-
chische Staat befindet sich 
auf dieser Linie: trotz 31,5% 
Anteilen am OMV-Kon-
zern wird nichts getan, um 

einen Kurswechsel einzu-
leiten. Der ehemalige Vor-
standschef Roiss erklärte 
2013, dass für die OMV „die 
Erneuerbaren“ kein Thema 
sind. Sein Nachfolger, Rai-
ner Seele, wurde vor kur-
zem genau deshalb an die 
Spitze der OMV geholt, da 
er zuvor beim Erdölgigan-
ten Wintershall im Bereich 
„upstreaming“ groß zuge-
langt hatte. Mit diesem Be-
griff wird die Fixierung auf 
Suche, Erschließung und 
Ausbeutung fossiler Lager-
stätten schöngeschrieben. 
Zu den „Erneuerbaren“ 
kann die Werbeagentur ja 
ein kindergerechtes Wer-
befilmchen basteln.

So wie die Gründe des 
Klimawandels im Chaos 
der kapitalistischen Pro-
duktionsweise liegen, wer-
den die Folgen ebendie-
ses Klimawandels sozi-

ale Kämpfe verschärfen. 
Der Weltklimarat rechnet 
in seinem Synthesis- Re-
port 2014 mit bedeutenden 
Einkommens-Verlusten 
sowie einer Verschärfung 
der wirtschaftlichen Lage 
in vielen Ländern. Gerade 
aufgrund der neo-koloni-
alen Unterdrückung wer-
den existenzbedrohliche 
Zustände (Hunger, Kriege, 
Massenflucht) stetig zu-
nehmen.

Der bekannte Klima-
forscher Stefan Rahm-
storf, der nicht im Ver-
dacht steht, Sozialist zu 
sein, schreibt in seinem 
Buch „Der Klimawandel“: 
„Nach der Lektüre die-
ses Buches wird der Leser 
hoffentlich unserer An-
sicht zustimmen, dass die 
Bewältigung des Klima-
wandels eine Feuertaufe 
für die im Entstehen be-
griffene Weltgesellschaft 
darstellt.“ Rahmstorf dis-
kutiert auch die Potentia-
le sogenannten „Geo-En-
gineerings“. Gemeint sind 
damit teils gigantische 
Projekte, um CO2 zu bin-
den oder die Auswirkun-
gen des Klimawandels ab-
zufedern. An dieser Stelle 
ist keine Bewertung mög-
lich, ob oder welche dieser 
Maßnahmen überhaupt 
realisierbar und wirksam 
sein können. Doch auf-
grund der Gesetzmäßig-
keiten des Kapitalismus 
steht fest, dass diese „Feu-
ertaufe der Weltgesell-
schaft“ in der Ablösung 
durch ein nachhaltig pla-
nendes, nicht-profitorien-
tiertes und national-be-
schränktes Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystem 
liegen muss.	

	 Franz Neuhold

Die Szene der sogenannten 
„KlimaskeptikerInnen“ wird von 
Energiekonzernen finanziert.

Klimagipfel
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Es braucht sozialistische 
Lösungen für die Umwelt
Die Folgen der Umwelt-
zerstörung und des Kli-
mawandels treffen die 
A r b e i t e rI n n e n k l a s s e , 
und vor allem ihre am 
meisten benachteiligten 
Elemente, am stärksten. 
Und das gilt weltweit, 
egal ob in Österreich, 
Bangladesch oder sonst 
wo. Nicht nur Wohl-
stand, sondern auch die 
Belastung durch Um-

weltverschmutzung und 
Gifte, ist ungleich ver-
teilt: Während die Lohn-
abhängigen durch Abga-
se, Abfälle etc. von pro-
fitorientierten Betrie-
ben ungleich stärker 
geschädigt werden und 
in dichtverbauten Gebie-
ten leben, lassen es sich 
die Reichen in grünen 
Oasen gut gehen. 

Durch den Anstieg der 
D u rc h s c h n it t ste mp e-
ratur in den kommen-
den Jahrzehnten wird 
es unter anderen Kata-
strophen auch öfter zu 
Dürren kommen. Na-
türlich ist so ein Szena-
rio für die Reichen dieser 
Welt nicht so bedrohlich 
wie für die Massen. Ih-
re Häuser halten einem 

Taifun eher stand und sie 
haben das nötige Klein-
geld, um woanders hin 
zu gehen bzw. sich auch 
bei steigenden Lebens-
mittelpreisen zu ernäh-
ren. Wenn es zu Umwelt-
katastrophen, wie Über-
schwemmungen, Dürren 
oder Flächenbränden, 
kommt, sind es die Ar-
men, die am meisten lei-
den.

Gleichzeitig sind aber 
Bewegungen, die sich für 
Umweltschutz engagie-
ren, leider größtenteils 
bürgerlich dominiert. 
Das Thema wird dabei 
aus dem Gesamtzusam-
menhang der kapitalis-
tischen Produktions-
weise gerissen und auf 
einer moralischen Ebe-
ne behandelt. Die Tatsa-
che, dass „wir hier un-
ten“ und „die da oben“ 
unterschiedliche Inter-
essen haben, wird ausge-
blendet. Und das ist ein 
Problem! Denn Lösungs-
ansätze, die nur inner-
halb der kapitalistischen 
Strukturen bleiben – die 
also nicht hinterfragen, 
warum Profitinteressen 
über den Interessen der 
Massen und der Umwelt 

stehen – und nicht bereit 
sind diese zu verändern, 
sind letztlich nutzlos. 
Doch wie soll die Um-
weltfrage richtig ange-
gangen werden? Für eine 
langfristige, nachhaltige 
Lösung müssen die Klas-
senwidersprüche in den 
Vordergrund gebracht, 
aufgezeigt und gelöst 
werden. Dafür ist es aber 
auch notwendig, dass die 

Gewerkschaften aufhö-
ren, Umweltfragen in den 
Hintergrund zu drängen 
oder ganz zu ignorie-
ren. Allzu oft erteilt die 
Gewerkschaftsführung 
ökologischen Bestrebun-
gen mit dem Verweis von 
Erhalt oder Schaffung 
von Arbeitsplätzen eine 
Abfuhr. Doch das ist ein 
kurzsichtiges Argument: 
Die fortschreitende Zer-
störung der Umwelt ver-
nichtet mehr Arbeits-
plätze, als durch fossi-
le Energien geschaffen 
werden. Auch kann die 
Produktion zahlreicher 
Unternehmen umge-
stellt werden, ohne Leute 
zu feuern. Es ist die Auf-
gabe der Gewerkschaf-
ten, die Umweltbewe-
gung und die ArbeiterIn-

nen in einem Kampf für 
ein groß angelegtes Pro-
gramm für echte „grüne 
Jobs“ zu vereinen. Dafür 
ist jedoch letztendlich 
ein Bruch mit den pro-
fitorientierten, ausbeu-
terischen Interessen der 
Bourgeoisie und des cha-
otischen freien Marktes 
nötig. Im Kapitalismus 
sind Umwelt und Mensch 
nur Mittel zum Zweck 
der Profiterbringung. Es 
braucht eine sozialisti-
sche, geplante Produk-
tionsweise. Diese kann 
nur von unten erkämpft 
werden. Die Großkon-
zerne, die die Umwelt für 
Profit vernichten, müs-
sen gestoppt werden – 
und am besten können 
das die Menschen, die 
dort arbeiten. Arbeite-
rInnen können sich or-
ganisieren, die Produk-
tion stoppen, die Kon-
trolle übernehmen und 
mit Hilfe von Aktivis-
tInnen und ExpertIn-
nen die Produktion kli-
mafreundlich umgestal-
ten, wie dies die Arbeite-
rInnen der griechischen 
Seifenfabrik VIO.ME ge-
tan haben. Die Produk-
tionsmittel – Betriebe, 
Fabriken, etc. – müssen 
verstaatlicht und un-
ter der demokratischen 
Leitung der betroffenen 
ArbeiterInnen geführt 
werden. Dann kann im 
Interesse der gesam-
ten Gesellschaft und mit 

höchster Rücksicht auf 
die Umwelt produziert 
werden. Ziele und Ent-
scheidungen werden in 
Gremien/Räten auf Be-
triebs-, Branchen-, na-
tionaler und schließ-
lich internationaler Ebe-
ne getroffen. Durch mo-
derne Technologien und 
fortgeschrittene Markt-
forschung können Be-
dürfnisse und Wünsche 
präzise ermittelt werden. 
Umweltbelastende, inef-
fiziente Überproduktion 
kann so auf ein Minimum 
reduziert werden. 

Das Potential dafür ist da: 
Von den USA, wo der Bau 
einer Bohrinsel von ei-
ner Masse an Aktivis-
tInnen blockiert wird 
und Hunderttausen-
de am „People’s Clima-
te March“ demonstriert 
haben, über Deutsch-
land, wo sich Zehntau-
sende Zügen mit Atom-
müll in den Weg stellen, 
bis nach China, wo Tau-
sende Regierungsgebäu-
de stürmen, um die Ver-
seuchung von Trinkwas-
ser durch die Industrie 
zu stoppen. Der Klima-
gipfel in Paris wird eben-
falls von Massendemons-
trationen begleitet wer-
den. Die SLP und ihre 
internationalen Schwes-
terorganisationen wer-
den vor Ort an den Pro-
testen teilnehmen. 

	 Nikita Tarasov

Für den lebenswerten Fortbestand von allen
muss Umweltschutz das Thema der 
ArbeiterInnenbewegung werden!
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Der Grundsatzerlass zur Se-
xualerziehung beschreibt, 
wie diese in den Schulen 
aufbereitet werden sollte.

 Seit kurzem gibt es ei-
nen neuen Erlass. Das 
war längst überfällig, der 
bisherige war Jahrzehn-
te alt! Es gibt Fortschrit-
te, wie z.B. der Punkt, 
in dem klar gesagt wird, 
dass nur die Frauen selbst 
zu entscheiden haben, 
wann und ob sie Kinder 
bekommen möchten. Je-
doch ändert das nichts 
an der praktischen Situ-

ation, dass Verhüttungs-
mittel teuer und nicht 
für jedeN leicht zugäng-
lich sind.

Sturm gelaufen sind Kon-
servative aller Richtungen 
die nicht damit zufrieden 
sind, dass Kinder lernen, 
wie sie verantwortungsvoll 
mit ihrer Sexualität umge-
hen oder lernen, dass mehr 
als nur Frau, Mann und he-
tero existiert. „Sexualisie-
rung von Kindern“ nennen 
sie das. Durch diesen Druck 
wurde der Erlass in gewis-
sen Teilen geändert wie z.B., 

dass Eltern nun mehr mit-
einbezogen werden. Tat-
sächlich ist schulische Se-
xualerziehung gerade des-
halb wichtig, um Kinder 
vor solchen reaktionären 
Eltern zu schützen!

Gut ist, dass der Erlass auch 
klar und deutlich aus-
drückt, dass sich der Un-
terricht nur auf Basis wis-
senschaftlich erwiesener 
Fakten stützen darf. Doch 
was, wenn sich eine Lehr-
kraft nicht daran hält? Ge-
rade dieser Unterricht muss 
von ExpertInnen gehal-
ten werden, die ja durch-
aus existieren. Eine Auf-
gabe von SchülerInnen das 
gemeinsam durchzusetzen, 
wie übrigens auch kosten-
lose Verhütungsmittel!	

	 Sarah Krenn

Let ś Talk about Sex, Baby

Der neue Grundsatzerlass zur 
Sexualerziehung versetzt 
Konservative & Fundis in Panik.

Seit Anfang September 
ist das Dusika Stadion in 
Wien eine Notunterkunft 
für rund 900 Flüchtlinge. 
Es steht keine Organisati-
on dahinter. Wir sind alle 
Freiwillige - SchülerInnen, 
Lehrlinge, StudentInnen, 
Angestellte - die durch Zu-
fälle reingerutscht sind.

Für die Kommunikation 
zwischen uns und dem Kri-
senstab gibt es die Einsatz-
leitung, die in unserem Fall 
vom Samariter Bund (ASB) 
gestellt wird. Doch leider 
bekommen sie selbst nicht 
immer rechtzeitig alle not-
wendigen Informationen.

Das Stadion wird v.a. 
durch private Spenden und 
privates Engagement auf-
recht gehalten. Wasser, 
Semmeln, Honig, Tee und 
warmes Abendessen be-
kommen wir vom Bundes-
heer, allerdings wurde uns 
das Essen mal für mehrere 
Tage gestrichen, da es nur 
Quartieren zustehe.

Der ASB ist für Medika-
mente und Pappgeschirr 
zuständig. Klingt doch 
schon ganz gut, oder?

Wären da nicht die Ärz-
tInnen, die wir selbst orga-
nisieren müssen, weil wir 
sonst nichts mit den Medi-
kamenten anfangen dürfen.

Kann jeder Flüchtling gut 
genug Englisch, um alleine 
die Erste Hilfe Station auf-
zusuchen oder andere Din-
ge zu klären? Nein, das be-
deutet, dass wir auch hier 
am besten rund um die Uhr 

mindestens zwei Dolmet-
scherInnen für beide Hallen 
suchen müssen.

Was, wenn die Waschma-
schinen wieder kaputt 
sind? Dafür haben wir lei-
der kein Budget, wir kön-
nen nur über Facebook hof-
fen, dass wir eineN freiwil-
ligeN HandwerkerIn finden.

Das warme Mittagessen 
wird auch von HelferInnen 
gekocht, die Zutaten kom-
men von privaten Spende-
rInnen. Die ganze Organi-
sation, das Recherchieren, 
Telefonieren, und Vermit-
teln ist harte UNBEZAHLTE 
Arbeit. Natürlich machen 
wir das alles gerne, sonst 
wären nicht vor Ort. De 
Wiener Flüchtlingskoordi-
nator Hacker meinte ja tat-
sächlich öffentlich, wenn 
die Organisationsteams es 
nicht mehr packen, dann 
finde er andere Menschen, 
die das machen. Ich war-
te auf diese Anderen, ein 
bisschen Freizeit wäre doch 
wieder ganz nett.

Alleine in dieser einen 
Unterkunft könnte man so 
viele Arbeitsplätze schaf-
fen. Das würde auch man-
chen Menschen die Ängs-
te nehmen, dass Flücht-
linge ihnen ihre Jobs klau-
en würden. Gegen zu 
hohe Mietpreise, schlecht 
bezahlte Jobs, und schlech-
te Bildungschancen müssen 
wir gemeinsam kämpfen!

Sedef Yavuz, 
Helferin im Dusika-Stadion

Manche sind gleicher, 
auch im Internet
Der Gleichheitsgrundsatz ist 
ein nobler Zugang, doch 
gilt er nur in der Theo-
rie. Gleiches Recht für alle 
Daten: Bisher war das der 
Grundsatz des Internets. 
Nicht zuletzt durch Ed-
ward Snowden und Diens-
te wie Tor (zur Datenano-
nymisierung) wurde dieser 
Grundsatz den Herrschen-
den ein Dorn im Auge. Die 
für die Herrschenden nöti-
ge Zensur war bis jetzt im 
Internet schwerer als in 
anderen Medien möglich. 
Ende Oktober wurde im EU 

Parlament auch über die-
sen Grundsatz abgestimmt. 
Denn nach monatelangem 
Konzernlobbying wurde 
nun das “Zweiklassenin-
ternet” beschlossen. Use-
rInnen können nun ge-
genüber anderen vorge-
zogen werden, wenn sie 
mehr bezahlen. Ihre Da-
ten haben Vorrang, mit der 
Netzneutralität (also dem 
Gleichheitsgrundsatz) ist 
damit Schluss. Aber dafür 
zahlen wir ab 2017 keine 
Roaminggebühren mehr – 
yay! 	 Jens Knoll

Flüchtlinge: 
Wo sind Bund & Land?

Marx' Creed?

Der 9. Teil des Videospiels „Assassins Creed“ spielt im 
England der 1860er Jahre. Mit dabei: Karl Marx, der vor 
Streikbrechern und Polizei zu schützen ist, während er 
für ArbeiterInnenrechte agitiert – Marx wird allerdings 
als Naivling statt revolutionärer Denker und Aktivist dar-
gestellt. Die Revolution bleibt somit aus.

Fundstück des Monats
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Jeremy Corbyn und 
die Labour Party
Die Wahl Jeremy Corbyns 
zum Vorsitzenden der La-
bour Party im September 
hat viele überrascht. Er war 
ursprünglich nur auf den 
Wahlzettel gelangt, weil ihn 
rechte Labour Abgeordnete 
nominiert hatten, um eine 
demokratische Wahl vor-
zutäuschen. Sie waren ent-

setzt, welche politischen 
Auswirkungen ihr Manö-
ver hatte! Corbyn zog Mas-
sen an jungen Menschen an, 
die von der Sparpolitik der 
letzten Jahre genug hatten. 
Während seiner Wahlkam-
pagne sprach er vor unzäh-
ligen vollgepackten Sälen.

Ironischerweise war es 
eine Änderung im Wahl-
statut der Labour Party 
durch die rechte Führung, 
die Corbyns Wahl ermög-
lichte. Über Jahre hinweg 
hatten sie die Partei von ih-
ren Wurzeln als Arbeite-
rInnenpartei weggeführt. 
Labour ist heute eine kom-
plett verbürgerlichte Partei, 
ein Prozess der in den frü-
hen 90ern begonnen hat-
te. Das neue Wahlsystem 
sah vor, dass man sich für 
drei Pfund (ca. 4, 20 Eu-

ro) registrieren konnte um 
an der Wahl teilzunehmen. 
Das erlaubte tausenden von 
Corbyns jugendlichen An-
hängerInnen, seinen Wahl-
sieg zu sichern.

Die Kampagne war zu ei-
nem Ventil für die Anti-
Spar-Stimmung im Land 
geworden - zum Horror der 

Labourführung, der ka-
pitalistischen Medien und 
der Tories. Diese Stim-
mung hatte in der Wahl im 
Mai keinen Ausdruck ge-
funden. Eine ähnliche Ent-
wicklung hatte bereits in 
Schottland stattgefunden, 
wo nach dem Referendum 
über die Unabhängigkeit 
die Scottish National Party 
mit Anti-Spar-Rhetorik die 
Labour Party in den Wah-
len gedemütigt hatte. Cor-
byns Sieg beweist, dass die 
Idee von Sozialismus nicht 
am Ende ist.

Corbyn steht vor großen 
Hindernissen, wenn er er-
folgreich sein will – und 
wenn er sich nur an der 
Spitze der Partei halten will. 
Die Mehrheit der Labour-
Abgeordneten ist ihm und 
seinen Ideen feindlich ge-

sinnt. Er hat im Parlament 
so wenig Unterstützung, 
dass selbst Teile seines neu 
ernannten Schattenkabi-
netts sich offen gegen sei-
ne Forderungen ausspre-
chen. Unter den Parlamen-
tarierInnen formieren sich 
Anti-Corbyn Gruppen. In 
den Gemeinderäten ist La-

bour sehr weit rechts. In 
den traditionell starken Ge-
genden Labours setzen lo-
kale Labour-Gemeinderä-
te die Tory-Kürzungen um 
- mit Massenkündigungen, 
Lohnkürzungen und Ein-
sparungen im Öffentlichen 
Dienst.

Rasch hat Corbyn ei-
nige seiner ursprüngli-
chen fortschrittlichen Ide-
en aufgegeben, wie seine 
EU-kritische Haltung im 
EU-Referendum bzw. sei-
ne Forderung nach Wie-
derverstaatlichung der Ei-
senbahnen. Das hatte er 
dahingehend relativiert, 
dass die Eisenbahnen nur 
Stück für Stück wiederver-
staatlicht werden sollen, je 
nachdem wo die Lizenzen 
auslaufen. Auch zu Fragen 
der innerparteilichen De-

mokratie hat er seine Posi-
tion revidiert.

Corbyns Sieg stützt sich auf 
Kräfte außerhalb der La-
bour Party. Es ist unwahr-
scheinlich, dass es gelingt, 
die Partei von Grund auf 
zu ändern und den Prozess 
der Verbürgerlichung um-
zukehren. Aber er hat so-
zialistische Ideen wieder 
auf die Agenda gesetzt. Da-
mit hat er Möglichkeiten im 
Neuformierungsprozess der 
Linken in Britannien geöff-
net – mit Kräften von in-
nerhalb und außerhalb der 
Labour Party. Es gibt ver-
schiedene Pro-Corbyn 
Gruppierungen innerhalb 
der Partei, eine davon nennt 
sich “Momentum”. Aller-
dings wird diese Gruppe 
von Labour-Gemeinderä-
tInnen dominiert, die um 
ihre Wiederwahl kämpfen.

Die Socialist Party (CWI 
in Britannien) hat Corbyns 
Kandidatur unterstützt. 
Wir unterstützen auch die 
fortschrittlichen Teile sei-
nes Programms. Wir sagen 
aber, es braucht eine Kon-
ferenz aller seiner Unter-
stützerInnen, um Strategie, 
Taktik und Programm zu 
diskutieren. Corbyns Ein-
knicken in vielen program-
matischen Punkten ist ein 
Beleg dafür, dass ihm ge-
nau das fehlt. Eine solche 
Konferenz ist notwendig, 

um die interne Opposition 
in Labour zu überwinden 
– und könnte der Beginn 
eines solchen Neuformie-
rungsprozesses sein. Denn 
wenn Corbyns Versuch, die 
Partei zu ändern, nicht ge-
lingt, ist es notwendig, da-
rauf vorbereitet zu sein 
und bereits jetzt die ersten 
Schritte in Richtung einer 
neuen Partei von Arbeite-
rInnen und Jugendlichen zu 
legen. Corbyn muss in diese 
Richtung vorangehen, und 
breite Kampagnen zur Ko-
operation der Kräfte inner- 
und außerhalb der Labour 
Party initiieren.

Es ist anzunehmen, dass 
der Sieg Corbyns nicht al-
le Probleme lösen wird, vor 
der die ArbeiterInnenklas-
se steht. ArbeiterInnen soll-
ten die Möglichkeit haben, 
bei Wahlen gegen Sparpo-
litik stimmen zu können. 
Auf dieser Basis wird TUSC 
(Trade Union and Socia-
list Coalition, die Socialist 
Party ist Teil dieses Bünd-
nisses), weiterhin als An-
ti-Sparpolitik-Bündnis bei 
Wahlen antreten. Vor allem 
in jenen Sitzen, wo Labour 
KandidatInnen für Kür-
zungen und gegen Corbyns 
Politik stehen.

Roger Bannister, 
Bundesvorstandsmitglied 

der Socialist Party 
England und Wales, 

www.socialistparty.org.uk

Corbyns Sieg überrascht die Labour-Rechte - 
Ist er der Beginn eines 
Neuformierungsprozesses der Linken?
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Auch 20 Jahre nach Ende 
der Apartheid ist die sozia-
le Ungleichheit enorm. Die 
aktuellen Proteste der Stu-
dierenden richten sich auch 
dagegen. Allein die zwei 

reichsten Kapitalisten be-
sitzen soviel wie die unteren 
50 %. Sogar die Times be-
schreibt Südafrikas Herr-
schende als „die korruptes-
te Unternehmerklasse der 
Welt“.

Die ANC-Politik hat die 
Ausgaben für höhere Bil-
dung auf 0,7% des BIPs ge-
kürzt, weniger als in Ghana 
und Senegal. Die Hälfte der 

schwarzen Studierenden, 
die es trotz aller Widrigkei-
ten auf die Unis schaffen, 
muss ihr Studium abbre-
chen, weil sie z.B. die Ge-
bühren nicht zahlen kann.

Die jüngste Erhöhung der 
Gebühren hat das Fass 
zum Überlaufen gebracht. 
Seit Wochen demonstrie-
ren Tausende selbstorga-
nisiert unter dem Motto 
#FeesMustFall. Die Pro-
teste radikalisieren sich 
immer weiter. Mittler-
weile wird nicht nur der 
Stopp der Gebührener-
höhungen gefordert, son-

dern ein freies hochwer-
tiges Bildungssystem für 
alle und den Rücktritt der 
Regierung.

Die „Workers and Socia-
list Party“ (CWI Südafrika) 
und ihre Jugendorganisati-
on schlagen ein landeswei-
tes Treffen zentraler Ak-
tivistInnen der Bewegung 
vor. So kann eine neue de-
mokratische, breite Studie-
rendenorganisation entste-
hend, die für ein gerechtes 
Bildungssystem eintritt. 

Um die Proteste auf die 
nächste Stufe zu heben 
müssen sie auf Arbeite-
rInnen und Gewerkschaf-
ten ausgeweitet werden. 
So können die Studieren-
denproteste Teil des Ent-
stehungsprozesses einer 
neuen ArbeiterInnenpartei 
sein.		
		  Christoph Glanninger

Südafrikas Studierende rebellieren

USA: Stadträtin wiedergewählt

Die ANC-Regierung hat die 
legale Apartheid lediglich 
durch eine soziale ersetzt.

Ende Oktober wurde die 
schwedische Schwesteror-
ganisation der SLP „Rättvi-
separtiet Socialisterna“ (RS) 
Ziel rechtsextremer Brand-
anschläge. Im Göteborger 
Stadtteil Hammarkullen, 
der als Hochburg der „RS“ 
gilt, wurden drei Wohnun-
gen von AktivistInnen, so-
wie das Parteibüro ange-
griffen. Über Briefkästen 
und Müllcontainer wurde 
Feuer gelegt. Feuerwehr-
leute waren mehrere Stun-
den im Einsatz. Glückli-
cherweise kam niemand zu 
Schaden.

Insgesamt nehmen ras-
sistische Anschläge zu. 
Zwei Tage zuvor wurden an 
einer Schule zwei Menschen 
ermordet. Anton Lundin 
Pettersson, als eine Art Rit-
ter mit Wehrmachtshelm 
verkleidet, erstach mit ei-
nem Schwert einen Lehr-
amtstudenten und den 
15-jährigen Schüler Ahmed 
Hassan. Dieser rassistische 
Mord orientierte sich an den 
Gräueltaten Anders Brei-
viks, und den zwei „Laser-
manmördern“ aus den 90er 
und späten Nuller Jahren. 
Auch Brandanschläge und 
Attacken auf Flüchtlings-
unterkünfte häufen sich. 
Allein Ende Oktober wur-
den in Schweden fünf sol-
che Gebäude angezündet.

Die Kombination aus 
Kürzungen und Sparpoli-
tik auf der einen Seite und 
Flüchtlingen auf der ande-
ren führt zu Angst und ei-

ner Polarisierung die von 
den rechten „Schwedende-
mokraten“ (SD) aufgegrif-
fen und instrumentalisiert 
wird. Ähnlich wie die FPÖ 
hetzen sie, sind aber die 
ersten, wenn es darum geht 
Kürzungen zu beschlie-
ßen. Die Hetze der rechten 
„Schwedendemokraten“ 
steht in engem Zusammen-
hang mit den mörderischen 
Anschlägen.

Beidem stellt sich „Rätt-
visepartiet Socialister-
na“ kämpferisch entge-
gen, denn auch in Schwe-
den wäre genügend Reich-
tum für alle da, wenn er nur 
richtig verteilt wäre. Die 
Einschüchterungsversuche 
wirkten nicht. Unmittelbar 
nach den Brandanschlägen 
wurde ein Treffen der „RS“ 
einberufen und weite-
re Schritte organisiert. Die 
Nachbarschaft wurde mo-
bilisiert, selbstorganisier-
te Nachtwachen und Ruf-
bereitschaften aufgestellt. 
Kundgebungen wurden or-
ganisiert um das Wohnge-
biet über die Attacken zu 
informieren. Eine lokale 
Demonstration gemeinsam 
mit anderen linken Organi-
sationen, der lokalen Mie-
tervereinigung etc. fand 
statt. Besonders die Nach-
barschaft zeigte ihre Soli-
darität, denn „RS ist all die 
Jahre für uns aufgestanden, 
nun ist es an der Zeit, dass 
wir für euch aufstehen“.	
		  Stefan Gredler

Nazi-Gewalt 
in Schweden

2013 war es die Sensation: 
in Seattle wurde Kshama 
Sawant, Aktivistin von 
Socialist Alternative (CWI 
USA), in den Stadtrat ge-
wählt. Seither kämpf-
te sie kompromisslos für 
höhere Löhne, niedrigere 
Mieten und gegen Rassis-
mus. Nun wurde wieder 
gewählt. Die Demokraten 
stellten eine links-blin-
kende Gegenkandida-
tin auf. Doch diese wur-
de vom Big Business und 
sogar den Republikanern 
unterstützt – alles war 

dem Establishment recht, 
um die Sozialistin loszu-
werden. Geklappt hat es 
nicht: Die Sawant-Kam-
pagne, die sich nur aus 
Spenden kleiner Leu-
te finanzierte, siegte ge-
gen die millionenschwere 
Schmutzkübelkampagne 
des Big Business. Unter-
stützt wurde Kshama von 
über 30 Gewerkschafts-
gruppen, dutzenden fort-
schrittlichen Organisati-
onen und über 600 Frei-
willigen.		
	   www.socialistalternative.net

China: Sozialistischer Kongress
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Von 10.-11.10. fanden sich 
SozialistInnen acht süd- 
und ostasiatischer Nati-
onalitäten in Hong Kong 
zusammen. Der Kongress 
von Socialist Action (CWI 
HK) war ein voller Erfolg. 
Diskutiert wurden u.a. die 
krisenhafte Entwicklung 
der chinesischen Wirt-
schaft und die Auswir-
kungen auf den südost-
asiatischen Raum. Nati-
onalistische Spannungen 
und Kriegsrhetorik ma-
chen sich breit. Doch es 
gibt auch Widerstand: In 

China stehen Streiks und 
Umweltproteste auf der 
Tagesordnung, und auch 
in Hong Kong zeigte die 

„Regenschirmrevolution“, 
welches Potential da ist. 
Überall sind die CWI-Sek-
tionen an vorderster Front 
dabei. Die Wahlkampag-
ne von Socialist Action in 
Hong Kong, wo Sally Tang 
Mei-ching in den Wahlen 
am 22.11. für den Stadtrat 
kandidiert, bekommt, als 
einzige linke Opposition, 
großen Zuspruch.	
		  www.chinaworker.info

Pro Choice
Nicht nur führt die Socialist 
Party (CWI Irland) den Wi-
derstand gegen die Was-
sersteuern an: Nun organi-
sierten AktivistInnen von 
ROSA, der antisexistischen 
Kampagne der SP, einen 

„Abortion Pill Train“. In Ir-
land wird Frauen nach wie 
vor das Recht über ihren 
Körper verweigert. Daher 
brachten die AktivistIn-
nen öffentlich illegale Ab-
treibungspillen ins Land 
und nahmen sie ein.

www.rosa.ie, 
www.socialistparty.ie
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Flüchtlinge: Türe auf oder Türe zu?

Die derzeitige Fluchtbewegung hat 
mit den Einmischungen des Wes-
tens in die Heimatländer der Flüch-
tenden zu tun. Überall wo USA und 
EU im Namen der Menschenrech-
te mit Bomben eingegriffen haben, 
blieben Tod und Verderben zurück. 
Wer vor Krieg und Terror flüch-
tet, hat ein Recht auf Schutz!  Die-
sen Schutz zu gewähren ist Aufga-
be der Weltgemeinschaft. Wie es ein 
Recht auf Asyl gibt, existiert umge-
kehrt kein Recht auf freie Wahl des 
Aufnahmelandes. Genauso wahr 
ist, dass sich viele Millionen auf den 
Weg machen, um in Europa der Ar-
mut ihrer Heimat zu entfliehen. 
Spricht man mit Österreicherin-
nen und Österreichern, wird man 
kaum jemanden finden, der von 
persönlicher Verfolgung bedroh-
ten keinen Schutz gewähren woll-
te. Viele haben jedoch Sorge, eine 
ungeregelte Einwanderung könnte 
das soziale Gefüge unseres Landes 
in Schieflage bringen. Sie sind kei-
ne Rassisten! Massenhafte Arbeits-
migration bei gleichzeitigem Be-
stand einer industriellen Reserve-
armee macht die Klassensolidarität 
generell brüchig und gefährdet das 
in langem Kampf erreichte Sozial-
niveau. Sie kann auch zu dauerhaft 
in ethnische Mehrheiten und Min-
derheiten gespaltene Nationen füh-
ren. Die kleinbürgerliche Chimä-
re der „Interkulturalität“ ist keine 
Lösung. Die Frage muss lauten: Wie 
viel Migration verträgt die Aufnah-
megesellschaft. Integration, die den 
Namen verdient, ist nur dann mög-

lich, wenn der Überlieferungszu-
sammenhang, in dem wir stehen 
und der jeder Gesellschaft halt gibt, 
nicht verloren geht. Deshalb bedarf 
es Regeln, wie mit Einwanderung 
umzugehen ist. Diese Regeln wer-
den auf absehbare Zeit auf natio-
nalstaatlicher Ebene zu definieren 
sein. 

Der Nationalstaat ist immer noch 
die erste Schutzgemeinschaft ge-
rade auch für die unterprivile-
gierten Schichten. Im „suprana-
tionalen“ Staat geht sie verloren. 
Wer den Nationalstaat aus diesen 
Gründen verteidigt, anerkennt 
auch seine Grenzen. Industriel-
lenvereinigung und Wirtschafts-
kammer begrüßen eine ungezü-
gelte Arbeitsmigration zur Siche-
rung ihrer Profitraten; EU-Kapi-
taleliten propagieren vermehrte 
Migration als eine Maßnahme den 
Nationalstaat als politischen Rah-
men für die Unterschichten auf-
zulösen und sie zur Durchsetzung 
ihrer Interessen auf eine abstrak-
te EU-Bürokratie zu verweisen. 
Hier treffen sich auf gespenstische 
Weise reaktionärste Kapitalinter-
essen mit Vorstellungen „linker“ 
EU-Sozialstaatsträumern. Die re-
volutionäre Linke wird in Europa 
nur mehr dann geschichtsmächtig 
werden, wenn sie das Knäuel aus 
Migration und Asyl gemeinsam 
und mit Zustimmung ihrer Arbei-
terklasse entwirrt!

Werner Murgg, KP-Steiermark 
Abgeordneter Landtag Steiermark

Werner Murgg hat recht, dass nicht 
jedeR, der/die sich um mögliche 
Probleme durch Migrationsbewe-
gungen sorgt, einE RassistIn ist. 
Bürgerliche Medien schüren die 
Angst, durch Zuwanderung wer-
de der ohnehin geschrumpfte So-
zialstaat kollabieren. Wenn Ar-
beitslose oder von Arbeitslosig-
keit bedrohte ArbeiterInnen die-
se Angstmacherei für bare Münze 
nehmen, ist es falsch, sie dafür 
moralisierend als RassistInnen 
abzustempeln.

Aber eine der Hauptaufgaben von 
Linken in dieser Situation ist gera-
de die Aufklärung darüber, dass es 
einen solchen Automatismus nicht 
gibt. Darüber, dass das Geld da ist, 
allen – migrantischen wie nichtmi-
grantischen ArbeiterInnen und Ar-
men – ein Leben in Sicherheit und 
Würde zu garantieren. Dass dieses 
Geld sich aber in den Händen einer 
kleinen Minderheit von Ausbeute-
rInnen konzentriert. Linke müssen 
aufzeigen, dass diejenigen, die den 
Lebensstandard der ArbeiterIn-
nenklasse wirklich bedrohen, ganz 
sicher keine mittellosen Flüchtlinge 
sind, sondern die KapitalistInnen in 
Österreich und dass die Panikma-
che gegenüber Flüchtlingen ein Ab-
lenkungsmanöver davon darstellt.

Wenn Murgg schreibt, dass der 
Nationalstaat "die erste Schutzge-
meinschaft gerade auch für die un-
terprivilegierten Schichten" sei, ist 
das eine für den Vertreter einer lin-
ken Partei haarsträubende Verdre-
hung. Der Nationalstaat ist in ers-

ter Linie die Interessenvertretung 
der herrschenden Klasse eines Lan-
des und hat die Aufgabe, die "un-
terprivilegierten Schichten" zu dis-
ziplinieren und ruhigzustellen. Die 
Spaltung der ArbeiterInnenklasse 
entlang ethnischer Linien ist dafür 
ein gutes Instrument. Und Murgg 
macht dabei de facto mit, indem er 
"MigrantInnen" und "ArbeiterIn-
nenklasse" gegenüberstellt statt zu 
erkennen, dass MigrantInnen ein 
elementarer Bestandteil der öster-
reichischen ArbeiterInnenklasse 
sind.

Die tatsächliche Schutzgemeinschaft 
der migrantischen wie nichtmi-
grantischen ArbeiterInnenklasse 
sind die Organe der ArbeiterInnen-
bewegung, wie Gewerkschaften 
und ArbeiterInnenparteien. Mar-
xistische Politik muss gerade darin 
bestehen, den Mythos von der an-
geblichen Interessengemeinschaft 
Nationalstaat zu entlarven und ihn 
als das Instrument der Reichen und 
Mächtigen bloßzulegen, das er ist. 
Die Souveränität des Nationalstaa-
tes und die Integrität seiner Gren-
zen um ihrer selbst willen zu ver-
teidigen ist kein Projekt für Marxis-
tInnen. Deren Aufgabe besteht im 
Gegenteil darin, für das einheitliche 
Handeln migrantischer wie nicht-
migrantischer ArbeiterInnen und 
Armer gegen die KapitalistInnen 
zu wirken, deren Schutzgemein-
schaft der Nationalstaat wirklich 
ist.

Fabian Lehr, SLP

Vor dem Hintergrund der Flüchtlingskrise entfaltet sich eine 
Debatte unter Linken und GewerkschafterInnen: Führt der  
Zuzug von Flüchtlingen zu verstärktem Verdrängungswett- 
bewerb? Sind geschlossene Grenzen eine Antwort? Die SLP  
debattiert mit Werner Murgg, Landtagsabgeordneter der KPÖ 
Steiermark.

Über „Refugees  welcome“ hinausdenken! Über den Kapitalismus hinausdenken!
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1830 Uhr  
Pizzeria ‘San Daniele’ 
Alberstraße 13

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria Delfino’ 
20,; Engerthstraße 92 
(Nähe U6 Handelskai)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
in der ‘Bäckerei Sesam’ 
20,; Wallensteinstr./Treustraße 
(Nähe U4 Friedensbrücke)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Demokratischer Aufbau 
des Bildungssystems statt 
Mangelverwaltung in der 
„Schulautonomie“.

„ S c h u l a u t o n o m i e “ 
klingt toll: weniger Büro-
kratie, dafür mehr Frei-
heit für die Schulen. „Die 
Schulen“ sind dabei aber 

eigentlich „das Rektorat“, 
ohne SchülerInnen und 
LehrerInnen. Die Rekto-
rate müssen in der Praxis 
dann v.a. entscheiden, wie 
sie mit den schrumpfen-
den Budgets umgehen. Ei-
ne Erweiterung der Kom-
petenzen wird vermut-
lich auch bei der aktuellen 
Runde der „Schuldebatte“ 
mit (versteckten) Kürzun-
gen einhergehen. Das Geld 
holen sich viele RektorIn-

nen dann von außerhalb. 
Da sponsert Coca Cola 
dann einen Teil der Ko-
pierkosten und stellt dafür 
Automaten auf. Nach der 
Bio-Stunde über gesunde 
Ernährung kann mensch 
sich dann dort mit Zu-
ckersaft eindecken...

Immer mehr werden 
auch Eltern nicht nur für 
Schulausflüge, sondern 
auch für Bastelmaterial, 
Lernbehelfe etc. zur Kasse 
gebeten. Kinder aus ärme-
rem Hintergrund bleiben 
auf der Strecke. „Eige-
ne Schwerpunktsetzung“, 
wie sie die Schulautono-
mie verspricht, kann das 
noch anheizen: Schulen 
in reicheren und in ärme-
ren Gegenden werden sich 

immer mehr unterschei-
den und die soziale Se-
lektion bei Bildung voran 
treiben.

Neben mehr Geld fürs 
Bildungswesen braucht 
es auch die Ganztags-Ge-
samtschule, die am besten 
in der Lage ist, SchülerIn-
nen unabhängig von Ex-
tra-Förderung durch die 
Eltern zu bilden.

Die SLP fordert einen 
wirklich demokratischen 
Aufbau der Schulen. Es 
braucht Strukturen, in 
denen SchülerInnen und 
LehrerInnen zentral ent-
scheiden können. Es sollen 
jene die Entscheidungen 
treffen, die auch die Kon-
sequenzen tragen. Sonst 
bleibt die „Unabhängig-
keit“ der Schulen nur ein 
Manöver der Regierung, 
die Verantwortung für die 
Kürzungen an die Rekto-
rInnen auszulagern.

	 Tilman M. Ruster

Ich hatte schon immer ein 
Interesse für Politik und 
hatte auch eine Funktion 
im damaligen Schülerpar-
lament. Durch Bekannte 
innerhalb der SLP bin ich 
dann auf die Partei gekom-
men und war seither bei 
jeder Ortsgruppensitzung 
dabei. Einerseits, weil man 
so ständig am Laufenden 
gehalten wird, was welt-
weit geschieht – anderer-
seits, weil wir auch theo-
retische Inhalte bzgl. Mar-
xismus behandeln. Meine 

Kollegen und ich waren auf 
mehreren Demonstratio-
nen vertreten, zu denen ich 
als Einzelperson vermut-
lich nicht gekommen wä-
re, und wir haben so un-
sere Meinung kundgetan. 
Ich wollte nicht länger bloß 
mit der Gesamtsituati-
on unzufrieden sein, son-
dern auch aktiv etwas ver-
ändern können, deswegen 
entschloss ich mich, der 
SLP beizutreten.
Ein weiterer Grund ist 
die Öffentlichkeitsarbeit, 

die wir leisten. Einerseits 
durch Zeitungsverkäu-
fe und andererseits bei den 
schon erwähnten Demos: 
Ich finde es wichtig, dass 
Leute direkt auf der Stra-
ße angesprochen werden 
und ihnen eine Diskussi-
on angeboten wird bzw. 
Informationen verbreitet 
werden; gleichzeitig helfen 
mir solche Aktionen, über 
meinen Schatten zu sprin-
gen. 

Brandl Stefan, 18, 
Laakirchen

Das schlaue Buch bietet ei-
nen Überblick über Or-
ganisationen und Per-
sonen der rechten Szene 
und die Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten zwi-
schen Rechtsextremismus 
und Faschismus. Bur-
schenschaften, FPÖ und 
verschiedene Nazi- und 
Schlägerstrukturen der 
rechten Szene werden be-
handelt. In der Neuaufla-
ge gibt es einige Aktuali-
sierungen zur FPÖ sowie 
Neues zu u.a. Identitären, 

Fußball, Flüchtlingsfra-
ge und und rechter Ge-
walt. Standardargumen-
te der Rechten zum Ver-
botsgesetz, Autobahnen 
und freien Frauen werden 
ebenso unter die Lupe ge-
nommen, wie das Ver-
hältnis von Rechten und 
Kapitalismus. V.a. geht’s 
auch um die Frage „Was 
tun?" gegen das Erstarken 
der Rechten? 

Jetzt bestellen!
Format A6 um € 3,50 

(inkl. Porto) bei slp@slp.at

SLP-Programm genau erklärt:

Warum trat ich der SLP bei?

Das schlaue Buch für AntifaschistInnen – 
Komplett überarbeitete Neuauflage

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Der Film „Last Shelter“ handelt vom Widerstand und auch 
vom persönlichen Kampf der Flüchtlinge, die in der 
Flüchtlingsbewegung 2012/13 die Votivkirche besetz-
ten. Einer der „Hauptakteure“ des Films ist das Mega-
fon der SLP, wie auch eine Reihe von SLP-AktivistInnen 
wie Numan. Ein Stück (Film-)Geschichte, das zeigt, wie 
wichtig eine politische Partei mit richtiger Methode und 
richtigem Programm in einer solchen Bewegung ist.

Abo-Zahlungen & Spenden: IBAN: AT25600000000 8812733 
	     BIC: OPSKATWW

Die Betroffenen sollen
selbst entscheiden.
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FF Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
FF Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schaffen.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Profiten bestimmt wird.
FF Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Hält man den Lohn- und 
Gehaltserhöhungen die 
Steigerung bei Preisen und 
Steuern entgegen, so san-
ken die Einkommen der 
Beschäftigten hierzulande 
2010-14 durchschnittlich 
um 3%. Auch 2015 gibt's 
Reallohnverluste. Soweit 
der Durchschnitt. „Un-
ten“ ist die Situation dra-
matischer: jene 25% die 
am wenigsten verdienen, 
haben in den letzten zehn 
Jahren real 9% Einkom-
men verloren. Bei Frauen 
sind die Entwicklungen 
besonders schlimm.

Gleichzeitig steigen Ge-
winne und Einkommen der 
Superreichen: Das reichs-
te 1% besitzt 670 Milliarden 
Vermögen und Immobilien. 
Kaum ein Gewerkschafts-
mitglied versteht daher, 
wieso nach einer Betriebs-
rätInnenkonferenz und bei 
hoher Kampfbereitschaft 
die MetallerInnen mit 1,5% 
abgespeist werden.

Im Gegenteil: Viele wol-
len die aktuellen Kollek-
tivvertragsverhandlungen 
nutzten, um endlich mal 
wieder die Realeinkom-
men anzuheben. Von selbst 

macht das die Gewerk-
schaftsführung nicht! Ak-
tive Gewerkschaftsmitglie-
der und BetriebsrätInnen 
können mit Betriebsver-
sammlungen und Aktio-
nen gemeinsam Druck ma-
chen: so kann die Führung 
der Fachgewerkschaften zu 
einer kämpferischen Lohn-
politik gezwungen werden. 
Der Aufbau demokrati-
scher Betriebsgruppen und 
Urabstimmungen aller be-
troffen KollegInnen schüt-
zen dabei vor neuen Nied-
rigabschlüssen.	

	 Michael Gehmacher

Arm trotz Arbeit? 
Ohne uns!

Antifa-Demo in Freilassing

Holen wir uns das Geld für höhere 
Löhne bei den Reichen – wenn's sein 
muss, mit Demos und Streiks.


